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Parkplätze: kleine Fläche, grosser Streit 
Philipp Loser 
 
 
Zu viele, zu wenige, zu günstig, zu teuer. An der Debatte um die korrekte Anzahl von Park-
plätzen in der Stadt entzündet sich ein viel grösserer Streit: Was ist die richtige Verkehrspolitik 
für Basel? 

 
Wahrscheinlich hat es Marcel Schweizer schon recht früh gespürt. Der Basler Gewerbever-
bandspräsident ist ein Profi, er kann einen Raum lesen, und die Indizien waren während der 
Podiumsdiskussion des ‹Regionaljournals› kaum zu übersehen. «Kommen Sie aus Ihrem ideolo-
gischen Schützengraben heraus!», sagte Schweizer zu seiner Kontrahentin Lisa Mathys. Das 
Publikum: raunend, auf eine unfreundliche Art. – «Warum ist Ihnen die Lebensqualität der  
Bewohnerinnen und Bewohner dieser Stadt egal?», antwortete die Basler SP-Grossrätin. Das 
Publikum: raunend, auf eine zustimmende Art. – In der folgenden Fragerunde äusserte sich die 
Stimmung des Publikums nicht mehr raunend, sondern deutlich, feindselig fast. «Ich wünsche, 
dass Lisa Mathys mehr Redezeit erhält», sagte ein Mann (es war keine Frage). «Herr Schweizer 
redet viel zu viel. Ich bin Velofahrer und ich muss sagen: Der Gewerbeverband hat noch nie, nie 
etwas für uns Velofahrer gemacht.»  

Damit war die Podiumsdiskussion über die beiden Verkehrsinitiativen des Gewerbever-
bands gelaufen. Für den Verband war der Anlass im Foyer des Meret-Oppenheim-Hochhauses 
Ende Januar 2020 ein Desaster. Und er nahm das Abstimmungsergebnis von ein paar Wochen 
später vorweg.  

 
Langsam schlägt schnell 
Mit 58 Prozent lehnte die Stimmbevölkerung am 9. Februar 2020 die Initiative ‹Parkieren für alle 
Verkehrsteilnehmer› ab, mit 65 Prozent die Initiative ‹Zämme fahre mir besser!› Die erste Vor-
lage hatte eine «ausreichende» Zahl von Parkplätzen auf der Allmend gefordert und verlangt, 
dass für jeden aufgehobenen Parkplatz im Umkreis von 200 Metern ein Ersatz geschaffen wer-
den müsse. Inhalt der zweiten Vorlage war die Streichung des Reduktionsziels von minus zehn 
Prozent Autofahrten aus dem Umweltschutzgesetz und eine generelle Besserstellung des moto-
risierten Individualverkehrs. Im aktuellen Umweltschutzgesetz von Basel-Stadt liegt die Priorität 
auf dem öffentlichen Verkehr, den Velofahrerinnen und den Fussgängern. Langsam schlägt 
schnell. 

Zu allem Unglück für den Gewerbeverband wurden am Abstimmungssonntag nicht nur  
die beiden Initiativen abgelehnt, sondern auch noch der Gegenvorschlag des Grossen Rats an-
genommen. Dieser streicht zwar ebenfalls das Reduktionsziel von minus zehn Prozent Auto-
fahrten aus dem Umweltschutzgesetz, verlangt aber im Gegenzug eine Plafonierung des städti-
schen Verkehrs und schreibt vor, dass der Autoverkehr in Basel bis 2050 «umweltschonend» 
sein müsse. Konkret: Bis 2050 sollen in Basel-Stadt nur noch emissionsarme, klima- und  
ressourcenschonende Fahrzeuge unterwegs sein. Keine Benziner. 

Es war die totale Niederlage. Und dann gesellte sich bei der Verkündung der Abstim-
mungsresultate auch noch Baudirektor Hans-Peter Wessels (SP) zu den Vertretern des Gewer-
beverbands und sagte: «Danke. Dieser Abstimmungskampf hat Spass gemacht mit Euch.»  
Die ‹bz Basel› rapportierte diese Szene aus dem Basler Rathaus und lieferte den Kontext dazu: 
«Zum Spassen war es an diesem Abstimmungssonntag aber nur der Linken zu Mute (...).»1 
 
 
	  
 
1 https://www.bzbasel.ch/basel/basel-stadt/klatsche-fuer-die-autofreunde-basel-stadt-hat-verkehrs-initiativen-

abgelehnt-136348085 (Zugriff: 26.05.2020). 
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So intensiv wie selten 
In diesen «überschäumenden Jubel» (BaZ) der Linken mischte sich jedoch eine bittere Note. 
Der Sonntag im Rathaus war der vorläufige Schlusspunkt einer Diskussion, die in einer Inten-
sität geführt wurde, wie es bei kantonalen Abstimmungsvorlagen nur selten der Fall ist. Die 
Debatte war geladen, emotional, zuweilen auch angriffig und hart. «Es war eine Grundsatz-
diskussion. Es war eine ideologische Diskussion. Und darum war es eine teilweise gehässige  
Diskussion», sagt Gabriel Barell im Rückblick auf die Abstimmungskampagne.  

Dabei war der Direktor des Gewerbeverbands bei der Lancierung der Initiativen optimis-
tisch und siegesgewiss in die Auseinandersetzung gegangen. Fast fünf Jahre zuvor hatte die 
Basler Stimmbevölkerung schon einmal über eine Verkehrsinitiative abgestimmt, damals aus 
dem entgegengesetzten politischen Spektrum. Die in beiden Basler Kantonen eingereichte 
‹Strasseninitiative› des VCS beider Basel verlangte im November 2015 mehr Platz und Sicherheit 
für Velofahrer und Fussgängerinnen auf den Hauptachsen und Priorität für den öffentlichen 
Verkehr an Lichtsignalanlagen. Es war eine Abstimmung pro und contra Auto, pro und contra 
Parkplätze. Und sie ging für den VCS krachend verloren. Nicht nur das – auch ein etwas mode-
raterer Gegenvorschlag der Regierung blieb chancenlos. «Das ist eine Absage an die bisherige 
Verkehrspolitik der Basler Regierung», sagte Franz Saladin, Direktor der Handelskammer beider 
Basel, damals der ‹bz Basel›. Patrick Erny, Projektleiter Politik beim Gewerbeverband, sah es 
auch so und kündigte im Rausch des wuchtigen Sieges gleich eine grundsätzliche Richtungs-
änderung an. «Die Stimmbevölkerung fordert eine andere Verkehrspolitik», interpretierte Erny 
das Abstimmungsergebnis. Frei übersetzt: Freie Fahrt für freie Bürger. Im eigenen Auto. Mit 
eigenem Parkplatz. 

Damals sei für den Gewerbeverband klar gewesen, dass die Bevölkerung eine gute Erreich-
barkeit innerhalb der Stadt wünsche, sagt Gabriel Barell; eine ausreichende Zahl von Park-
plätzen, eine gewisse Wertschätzung für den motorisierten Individualverkehr. «Darum haben 
wir unsere Initiativen eingereicht. Und wurden von Beginn weg von Rot-Grün torpediert.» 

 
Welche Mobilität? 
Der Kampf um die richtige Verkehrspolitik in der Stadt, um die richtige Art und Weise, wie  
Mobilität gelebt werden soll, wird auf verschiedenen Ebenen ausgefochten: zum einen an der 
Urne – mit Vorschlägen und Initiativen von Interessengruppen wie dem Gewerbeverband oder 
dem VCS –, zum anderen in der Auseinandersetzung mit dem Regierungsrat und der Verwal-
tung, die auch ohne konkrete Initiativprojekte ihre Verkehrspolitik umsetzt. Der Ton in dieser 
politischen Ausmarchung ist schon länger gereizt. «Parkplatzvernichtung geht weiter», lautete 
beispielsweise eine Überschrift von baizer.ch, dem Portal des Basler Wirteverbands, im Sommer 
2018. Die Meldung des Verbands bezog sich auf die Abstimmung vom November 2015. «Trotz 
dieser deutlichen Volksentscheide nahm der Parkplatzabbau nicht etwa ab. Ganz im Gegen-
teil.» Seither seien über fünfhundert Parkplätze auf der Allmend verschwunden, stellte der  
Wirteverband fest. Es war nicht die erste Meldung dieser Art und nicht die letzte. Für alle offen-
sichtlich hat sich die Parkplatz-Situation in Basel in den vergangenen zehn Jahren grundsätz-
lich verändert. Als die ehemalige Baudirektorin Barbara Schneider (SP) im November 2007 die 
neue Parkraumbewirtschaftung vorstellte, gab es in der Stadt über zwölftausend kostenlose 
weisse Parkplätze. Heute sind es noch sechs. 

Seit 2015 erfasst der Kanton alle zwei Jahre seine Parkplätze in einem Kataster. Die Daten 
zeigen die offizielle Parkplatz-Politik des Regierungsrats. Parkieren soll nicht mehr gratis sein, 
schon gar nicht auf der Allmend, parkieren soll man lieber im Untergrund und auf Privat-
flächen. 2015 wies die Stadt noch 2’569 weisse Parkplätze auf – mit Ausnahme der sechs Park-
felder im Iselin-Quartier wurden diese inzwischen sämtlich in blaue Parkplätze umgewandelt 
oder gleich ganz aufgehoben. Heute ist die Stadt eine grosse blaue Zone. Insgesamt kommt 
das Kataster für das Jahr 2019 auf 27’374 Autoparkplätze in der Stadt. Die Baslerinnen und  
Basler besassen im selben Jahr 62’319 Autos, davon erstmals statistisch erfasst 380 E-Autos. 
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Auf 1’000 Einwohner gerechnet macht das insgesamt 309 Motorfahrzeuge – im Jahr 2004  
kamen auf 1’000 Einwohner noch 382 Autos.  

 
Eine Reizfigur 
Baudirektorin Schneider trat Ende 2009 zurück. Ihr Nachfolger musste die neue Parkraum-
bewirtschaftung umsetzen. «Die Parkplätze beschäftigen mich seit Amtsantritt», sagt Hans-
Peter Wessels heute. In seinen zwölf Jahren als Basler Baudirektor hat er so einige Kämpfe aus-
gefochten. Dabei wurde er in gewissen Kreisen zu einer Reizfigur, die blosse Erwähnung seines 
Namens provoziert Augenrollen und Kopfschütteln. «Die Diskussion hat sich in den vergange-
nen Jahren verschärft», sagt Wessels nur. Und das sei beileibe kein exklusives Basler Problem. 
In Bern oder Zürich oder Genf, in praktisch jeder grösseren Stadt stehe man vor den gleichen 
Herausforderungen. Laut Wessels gibt es überall zwei Interessengruppen: «Die einen möchten 
möglichst viele und möglichst günstige Parkplätze. Die anderen möglichst wenige und mög-
lichst teure.» 

Die Regierung vertrete eine Zwischenposition. Er habe nichts dagegen, wenn auf privatem 
Raum Parkplätze entstünden. Anders sehe es im öffentlichen Raum aus. «Wenn man die Ver-
kehrssicherheit und die Lebensqualität in einer Strasse verbessern will, geht das immer zulasten 
der Parkplätze.» Das sei dem Charakter der Schweizer Städte geschuldet. Anders als in Berlin 
oder in einer amerikanischen Grossstadt fehlt in der Schweiz schlicht der nötige Platz, um alle 
Ansprüche grosszügig zu bedienen. Ausserdem werden die Autos immer grösser und breiter – 
für Wessels ein unterschätzter Aspekt der Debatte. «Werden im Zuge dieser Vergrösserung 
auch die Parkfelder angepasst, verliert man Tausende von Parkplätzen. Das ist eine Wahrheit, 
die viel zu selten thematisiert wird.» Wessels kann die Emotionalität des Themas gut verstehen. 
Die persönliche Betroffenheit mache es aus: «Ich habe Autofahrer in meinem Umfeld, die ich  
zu meinen Freunden zähle. Die sagen: Natürlich gibt es zu viele Autos in der Stadt. Aber mein 
eigenes brauch ich halt!» 

 
Ein aussergewöhnlicher Gegenvorschlag 
Dies war die Ausgangslage in der Stadt, als der Gewerbeverband im März 2017 seine beiden  
Initiativen einreichte: siegreiche Abstimmungen im Rücken, überall weniger Parkplätze, eine 
immer härtere Debatte. «Wir starteten in einer Position der Stärke», sagt Gabriel Barell. «Die 
aufkommende und allgegenwärtige Klimadiskussion schwächte unsere Position.» Eine ent-
scheidende Rolle in diesem Prozess spielte Raphael Fuhrer (Grünes Bündnis), der Präsident der 
Kommission für Umwelt, Verkehr und Energie (UVEK) des Grossen Rats. Die UVEK erarbeitete 
den Gegenvorschlag zu den Initiativen und erzielte dabei ein Resultat, das für den kantonalen – 
wenn nicht sogar nationalen – Parlamentarismus einzigartig ist. «Einen cleveren, aber demo-
kratisch höchst fragwürdigen Schachzug», nennt es Barell. «Wir haben den Gewerbeverband 
nicht ausgetrickst. Wir haben ihn mit seiner Autoversessenheit ins Leere laufen lassen», sagt 
Fuhrer dazu. 

Normalerweise wird ein Gegenvorschlag dann ausgearbeitet, wenn ein Anliegen im Kern 
zwar berechtigt ist, die konkrete Formulierung aber von der Regierung als zu extrem wahr-
genommen wird. Im Gegenvorschlag wird dann das ursprüngliche Anliegen etwas moderater 
umgesetzt, ein Kompromiss wird gesucht. Normalerweise. Was die Kommission von Fuhrer 
machte, war das Gegenteil. Die NZZ schrieb von einem «maliziösen Gegenvorschlag mit 
Sprengkraft»: «Anders als im politischen Geschäft sonst üblich handelt es sich dabei nicht  
um einen Kompromiss, sondern um ein Projekt mit gegenteiliger Stossrichtung.»2  
Zwar nahm die UVEK die Forderung des Gewerbeverbands auf, das Reduktionsziel von minus 
zehn Prozent Autofahrten aus dem Umweltschutzgesetz zu streichen – doch das wäre in diesem 

 
2 Daniel Gerny: Keine Autos mehr im Privatbesitz? Eine Basler Gesetzesvorlage sorgt für rote Köpfe. NZZ vom 

06.02.2020, https://www.nzz.ch/schweiz/keine-autos-mehr-im-privat-besitz-eine-basler-gesetzesvorlage-sorgt-fuer-
rote-koepfe-ld.1538456 (Zugriff: 25.05.2020). 
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Jahr so oder so ausgelaufen. Kern des Gegenvorschlags war ein anderer Passus: Bis 2050 sollen 
die Menschen in Basel nur noch mit Fortbewegungsarten und Verkehrsmitteln unterwegs sein, 
die «emissionsarm, klima- und ressourcenschonend» sind. Dies lasen gewisse Kreise als von 
Gesetzes wegen beschlossene Abschaffung des eigenen Autos. «Weg mit dem Auto, weg mit 
dem Privateigentum», titelte das Onlinemagazin ‹Primenews› aufgeregt. Der Gegenvorschlag 
der UVEK machte aus der Abstimmung über die beiden Initiativen des Gewerbeverbands eine 
Grundsatzabstimmung über die Basler Verkehrspolitik. «Der Gegenvorschlag hat Verkehrs-
politik mit Klima- und Umweltpolitik verknüpft. Darum wurde die Diskussion so emotional», 
sagt Barell. 

Für Christoph Eymann, ehemaliger Bildungsdirektor und aktuell LDP-Nationalrat, war die 
Diskussion mehr als emotional. «Der aktuelle Abstimmungskampf über verkehrspolitische  
Themen ist leider auch ein Beispiel für die Überschreitung der Grenzen des Anstands», schrieb 
er in seiner BaZ-Kolumne. Als unanständig empfand er die Plakate der Initiativgegner («Da 
wird vom Nein-Komitee suggeriert, der Münsterplatz würde zu einem Parkplatz, Tram und Bus 
werden zerquetscht, aus einem Trojanischen Pferd fallen Autos auf Strassen»), fand aber auch 
den Gegenvorschlag der Grossratskommission unangemessen («Unüblich, gegen die Gepflo-
genheiten und auch gegen politische Fairness ist das Vorgehen»).3   

Und das alles nur wegen ein paar Parkplätzen? «Die Parkplätze sind zum Symbol gewor-
den, in welche Richtung es mit der Basler Verkehrspolitik geht», sagt Raphael Fuhrer. «Jede 
Autofahrt startet und endet auf einem Parkplatz. Darum ist das der Hebel, wenn es um mehr 
oder weniger Autofahrten im Stadtgebiet geht.» Er hält die meisten Parkplätze für unnötig.  
In einem begrenzten Kanton wie Basel-Stadt müsse man sich sehr genau überlegen, wie man 
welche Fläche nutze. «Der Raum ist nur einmal zu vergeben. Wird er von einem Parkfeld be-
setzt, hat dort nichts anderes mehr Platz. Kein Baum, kein Bänkchen.» Das sehen zunehmend 
auch bürgerlich eingestellte Einwohnerinnen und Einwohner so – und hier liegt ein Problem für 
den Gewerbeverband. «Der Gewerbeverband hat seinen eigentlichen Fokus etwas verloren, er 
hat sich verrannt», sagt Baudirektor Wessels. «Damit hat er seine Glaubwürdigkeit auch bei der 
eigenen Klientel eingebüsst.» 

Tobit Schäfer, der ehemalige SP-Grossrat, der sich momentan gegen ein unterirdisches 
Parking beim Tschudi-Park engagiert, geht sogar noch weiter. «Die absolute Fixierung auf das 
Verkehrsthema ist mit ein Grund für das desolate Abschneiden der Bürgerlichen bei den letzten 
Wahlen.» Frühere prägende Figuren des Gewerbeverbands wie der verstorbene Peter Malama 
oder Christoph Eymann hätten ein besseres Gespür für die Stadt gehabt. Sie hätten gewusst, 
dass man auch als bürgerlicher Politiker ökologische und soziale Themen bearbeiten müsse. 
«Die neue Führung des Gewerbeverbands setzt ausschliesslich auf das traditionelle Klein-
gewerbe – und schliesst damit viele andere aus.» 

 
Der Streit geht weiter 
Beim Gewerbeverband selber will man das so nicht gelten lassen. Bei den Abstimmungen über 
die Verkehrsinitiativen sei man auch von äusseren Einflüssen abhängig gewesen; der Klima-
wandel als Treiber von kantonaler Politik. «Das ist ein Trend, der noch etwas länger da sein 
wird», sagt Barell. Und zu den bürgerlichen Parteien (und Tobit Schäfer) meint er: «Der Gewer-
beverband Basel-Stadt hindert keine Partei daran, Themen zu bewirtschaften, mit denen sie die 
nächsten Wahlen gewinnen.» Gleichzeitig gibt er seinen Kampf für eine andere Verkehrspolitik 
in der Stadt nicht auf. SP und Grünes Bündnis haben im Zuge der Abstimmungskampagne 
mehr Gewerbeparkplätze und eine Lockerung der Bestimmungen zum Bau von privaten Park-
plätzen versprochen. Mit Argusaugen werde er die Umsetzung des Gegenvorschlags beobach-
ten, kündigte Barell nach der Abstimmung an.  
 

 
3 Christoph Eymann: Politik und Anstand. BaZ vom 04.02.2020, https://www.bazonline.ch/leben/gesellschaft/politik-

und-anstand/story/22683632 (Zugriff: 25.05.2020). 
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Bald könnte ihn eine nächste Abstimmung beschäftigen: Der TCS will wieder günstigere An-
wohnerparkkarten. Der VCS wiederum, der sich vor allem für Velofahrerinnen und Fussgänger 
einsetzt, will aus Basel eine flächendeckende Tempo-30-Zone machen (und natürlich bei den 
Parkplätzen sparen). Der Streit geht weiter. 
 
 
Über den Autor 
Philipp Loser ist Journalist und arbeitet für den ‹Tages-Anzeiger›.   
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BaselStadt Land Region

Martin Regenass

«Lieber Hans-Peter» steht als
Zusatz in Handschrift in dem
Brief an den SP-Baudirektor
Hans-PeterWessels. In demDo-
kument, das der BaZ vorliegt, ist
die Rede von der Aufrechterhal-
tung des beschlossenen «Kom-
promisses». Vereinbart haben
sollen ihnWessels und eine De-
legation der Eigentümer der Ri-
va-Überbauung. Das sind die
schwarzen Blocks am Schaff-
hauserrheinweg, die auf dem
Grund des ehemaligen Kinder-
spitals stehen. Die Verhandlun-
gen für diesen «Kompromiss»
zwischen RegierungsratWessels,
den Stockwerkeigentümern und
dem Investor J. Safra Sarasin In-
vestment Foundation haben ge-
mäss dem Papier im März und
April 2017 stattgefunden.

Die Riva-Eigentümer fordern
vom Baudirektor, dass er am
Schaffhauserrheinweg (zwi-
schenRömergasse undBurgweg)
die rheinseitigen Parkplätze auf-
hebt. Zudem sollen die blauen
Parkplätze direkt vor der Riva-
Überbauung inweisse Feldermit
Parkuhr umgewandelt werden.
Und der dritte Punkt, den die
WohnungseigentümermitWes-
sels ausgehandelt haben, betrifft
den Ausgang aus der Riva-Sied-
lung auf den Schaffhauserrhein-
weg: Dieser soll mit einemVelo-
parkplatz gesichert werden.

Druck aufsetzen
Das Schreiben, datiert vom 9. Ja-
nuar, ist von 19 Stockwerkeigen-
tümern sowie der J.-Safra-Sara-
sin-Anlagestiftung unterschrie-
ben. Zweck des Briefes ist es, auf
Wessels Druck auszuüben.Denn
am 15. August 2018, also knapp
anderthalb Jahre nach dem ge-
schlossenen «Kompromiss»,
machte dasAmt fürMobilität im
Kantonsblatt genau jene Ver-

kehrsanordnungen publik, die
Wessels mit den Eigentümern
abgemacht haben soll.

Also den Abbau von 23 Park-
plätzen auf der rheinanliegenden
Seite und zwei Parkplätzen auf
der Seite der Riva-Überbauung.
Die blaue Zone vor den Blocks
soll in weisse Bezahlparkplätze
umgewandelt, fürAnwohner aus
demQuartier aber zeitlich unbe-
grenzt benutzbar sein. Anstelle
der abgebauten Parkplätze soll
mehr Platz für Fussgänger und
Velofahrer entstehen.

Nun ist es aber so, dass es im
Wettsteinquartier zuwenig Park-

plätze gibt und es deshalb zum
Widerstand gegen diese Park-
platzvernichtung kommt. So sind
beimAmt fürMobilität gegen die
publizierten Baupläne mehrere
Einsprachen eingegangen. Die-
se wiederum sind den Stock-
werkeigentümern ein Dorn im
Auge: Sie stören sich an vor ihrer
Liegenschaft parkierten Wohn-
mobilen. Die weissen Parkplät-
ze, die in der Länge im Gegen-
satz zu den blauen Parkplätzen
begrenzt sind, sollen «die Zone
verschandelnde Camper» abhal-
ten. Dieweissen Parkplätze sind
fürWohnmobile zu klein, so die

Hoffnung der Stockwerkeigen-
tümer.

Im Brief an den Baudirektor
setzten sie mit folgenden Wor-
ten Druck auf: «Den inzwischen
publizierten Kompromiss sehen
die Stockwerkeigentümer und
der Investor als ihr äusserstes
Entgegenkommen. Sollte der
Kompromiss im laufenden Ein-
spracheverfahren teilweise oder
vollständig scheitern, fühlen sie
sich nichtmehr an dieVereinba-
rung mit dem Bau- und Ver-
kehrsdepartement gebunden.»
Zudem heisst es,wenn das Bau-
departement sich nicht an den

Kompromiss halte, wollten die
StockwerkeigentümerdenAbbau
sämtlicher Parkplätze auf beiden
Seiten.

Sprecherin dementiert
DerAbsender des Briefs druckst
auf Anfrage der BaZ herum und
will sich nicht zumKompromiss
äussern. Die Sprecherin von
Hans-PeterWessels, Nicole Ryf-
Stocker, stellt den Kompromiss
sogar inAbrede. Zurvon der BaZ
angesprochenen Vereinbarung
und zum «Mitentscheiden» bei
Bauvorhaben im öffentlichen
Raum durch Private sagt Ryf-

Stocker: «Die Begriffe treffen
nicht zu.» Die Stockwerkeigen-
tümergemeinschaft der Riva-
Überbauung habe demBau- und
Verkehrsdepartement lediglich
einen Vorschlag für eine Anpas-
sung der Bewirtschaftung der
verbleibenden Parkplätze unter-
breitet.

Diese Anpassung sei eine An-
lehnung an andernorts bereits
vorgängig erfolgte Ummarkie-
rungen von blauen Parkfeldern
inweisse Parkfeldermit Parkuhr.
Auf Fragen, auf welche Rechts-
grundlage das Bau- und Ver-
kehrsdepartement den im Brief
klar deklarierten «Kompromiss»
mit den Privaten stellt, wollte
Ryf-Stocker nicht eingehen.

Rekurse ablehnen
ZumAbbau der 25 Parkplätze in
diesem Bereich des Schaffhaus-
errheinwegs hatte die Regierung
noch imNovember 2016 eine kla-
reMeinung. In einem Zwischen-
bericht zu einem Vorstoss von
Roland Engeler-Ohnemus (SP)
zur Umgestaltung des Schaff-
hauserrheinwegs zur Promena-
demitVelofahrer- und Fussgän-
gervortritt schrieb die Regierung
vor zweieinhalb Jahren: «Auf-
grundderaktuellenParkierungs-
situation im Wettsteinquartier
erachtet der Regierungsrat eine
weitere Parkplatzreduktion im
Quartier als nicht angezeigt.»
Daher wollte die Regierung da-
mals noch nichts unternehmen.
Ende 2016 hat derGrosse Rat den
Vorstoss von Engeler-Ohnemus
ein weiteres Mal der Regierung
zur Berichterstattung überwie-
sen,worauf das Baudepartement
denAbbau inAbsprachemit den
Riva-Bewohnern beschloss.

Die Einsprachen sind noch
hängig. Der Leiter des Amts für
Mobilität, Alain Groff, empfiehlt
allerdings, die Rekurse abzuleh-
nen.

Parkplatz-Gemauschel inWessels’ Departement
Abbau Das Bau- und Verkehrsdepartement von Regierungsrat Hans-Peter Wessels soll mit Anwohnern
einen Kompromiss bezüglich einer Parkplatzreduktion am Schaffhauserrheinweg eingegangen sein.

Das Amt für Mobilität will die 23 Parkplätze rechterhand abbauen und Platz für Velos und Fussgänger schaffen. Foto: Dominik Plüss

Sanität, Feuerwehr, der Zivil-
schutz und die Armee mit 650
Soldatenwaren vergangeneWo-
che aufgeboten für eine Katast-
rophenübung im Baselbiet zum
Szenario Trockenheit. Aber kei-
ner wusste es. Nicht einmal Ge-
meinderäte wurden informiert,
wie derGrellinger PräsidentAlex
Hein bestätigt. «Wir mussten
schnell im Internet etwas auf-
schalten, damit die Bevölkerung
im Ansatz über die Übung vor
unseren Türen etwas erfahren
konnte», sagt er.

Die mangelhafte Informa-
tionspolitik führt nun zu Fragen
im Landrat. Martin Karrer (SVP)
will vomRegierungsrat zunächst
ganz einfach wissen,warum die
Bevölkerung nicht informiert
wurde.

Usanz war im Baselbiet, dass
in solchen Übungsfällen der Kri-
senstab, angesiedelt beim Amt
für Militär- und Bevölkerungs-
schutz, Bevölkerung undMedien
informiert. Im Ernstfall bei zivi-
len Katastrophen liegt ohnehin
die Hoheit immer beim Krisen-

stab. Doch dessen Chef, Patrik
Reiniger, sagte gegenüber der
BaZ etwas lapidar: «Das ist nicht
unsere Übung. Wir sind nur bei
denAbspracherapporten dabei.»
Also blieb die Kommunikation
aus, obschon die zivilen Organi-
sationen des Baselbiets und der
Krisenstab selber in der Übung
eingebunden waren.

Armee ist untergeordnet
Mit den Kantonen wollte es sich
Divisionär Hans-Peter Walser,
der die Katastrophenübung mit
650 Soldaten seines 800-köpfi-
gen Bataillons im Baselbiet ini-
tiierte, nicht verscherzen. So
nahm er es fast reflexartig auf
seine Kappe, dass der Einmarsch
seiner Truppe, verbunden mit
Emissionen undBehinderungen,
nicht kommuniziert worden.
Und das, obschon die Armee bei
zivilen Übungen immer subsidi-
är eingebunden ist.

Die Kritik am Baselbieter
Amtsleiter formulierte der Divi-
sionär denn auch nur durch die
Blume: «Am Freitagabend habe

ich festgestellt, dass das nicht
passiert ist. Das ist schade», sagt
Walser. Es wäre auch eine Mög-
lichkeit gewesen, den zivilen
Nutzen der Armee der Öffent-
lichkeit zu präsentieren und zu
zeigen, wie die Steuergelder in
denBevölkerungsschutz fliessen.

«Macht es sich das Amt für
Militär und Bevölkerungsschutz
nicht etwas zu einfach, wenn es
sagt, das sei nicht seine Übung?»,
will Karrer vom Regierungsrat
wissen. Und werde der Kanton
überhaupt bei solchen Dingen
eingeweiht? Nach Recherchen
der BaZwar sich Patrik Reiniger
sehrwohl seiner Pflicht bewusst,

dass die Bevölkerung zu orien-
tieren ist, hat das aber für zu läs-
tig gehalten.

Es ist allerdings nicht das ers-
teMal, dass Reinigermit seinem
Verhalten für Fragen im Landrat
sorgt. Bereits Fragen löste er aus,
weil er zum erstenMal in derGe-
schichte des Baselbiets «seinen»
Krisenstab beim Chienbäse in
Liestal installierte: Wie die Re-
gierung schreibt, hat der Krisen-
stab das Supportteam bezeich-
net, es sind Einsatzleitwagen
und der Sanitätscontainer im In-
nenhof der Kaserne Liestal plat-
ziert worden. Ferner hat eine
Verbindungsoffizierin des Kri-
senstabs während des Chienbä-
seumzugs beim Einsatzleiter
Einsitz genommen. Diese Vor-
gänge wurden als Einsetzung
eines Schadenplatzkommandos
des Krisenstabs verstanden.

Nur: Bisher waren immer die
sogenannten B-Dienste verant-
wortlich. Würde es brennen,
führte die Feuerwehr das Kom-
mando, käme es zu einer Panik
mit Verletzten, hätte die Sanität

die Führung, bei Ausschreitun-
gen wäre es die Polizei. Erst
wenn ein Grösstereignis einträ-
te, in das alle Rettungskräfte voll
eingebunden würden, müsste
der Krisenstab aufgeboten wer-
den. So lautet die Einsatzdoktrin
im Baselbiet.

«Aber Reiniger will seinen
Krisenstab präventiv einsetzen
können»,wirft Landrat Dominik
Straumann, Kommandant der
Stützpunkt-FeuerwehrMuttenz,
demKrisenstabschef vor. «Er hat
mit seinemAuftritt beim Chien-
bäse Fakten schaffen wollen.»
Das halte er ebenso für aufgebla-
sen, wie wenn man bei Schnee-
fall präventiv die Bäume schüt-
teln und die Äste von den Flo-
cken befreien würde. Der
Krisenstab sei in der letzten Es-
kalationsstufe aufzubieten.

Die Baselbieter Regierung
stellt in der Fragestunde vom 21.
März zumVorgehen Reinigers in
Abrede, dass der Krisenstab das
Zepter während des Chienbäse
übernommen habe. Ebenso we-
nig habe Reiniger Fakten für

einen Präventiveinsatz schaffen
wollen.Was derAuftritt des Kri-
senstabs am Liestaler Feuer
anlass aber darstellen sollte, da-
rüber schweigt sich die Regie-
rung aus.

Nicht im Baselbiet zu Hause
Es dürfte eine Zwitterstruktur
gewesen sein, die in der Kom-
mandoführung nicht vorgese-
hen ist und von Straumann denn
auch kritisiert wird: «Es zeigt,
dass Patrik Reiniger im Kanton
Baselbiet nicht angekommen ist
und bestehende Strukturen
nicht verstehen will. Indessen
grünt es im Büro des Chefs des
Krisenstabs. Die «Schweizer Il-
lustrierte» schickte ihm einen
Kaktus,weil er es «nicht für nö-
tig hielt», die Bevölkerung über
die Katastrophen-Grossübung
vorzuinformieren. «Patrik Rei-
niger, Sie haben Glück: Unser
Kaktus kommt immer mit
Vorwarnung!», hielt die Illust-
rierte fest.

Daniel Wahl

Politisches Nachspiel für Baselbieter Krisenstabschef
Katastrophenübungen Das Verhalten und die Informationspolitik des Chefs des Amts für Militär und Bevölkerungsschutz führen
zu Fragen im Landrat. Nicht zum ersten Mal. Auch beim Chienbäse hat der Krisenstabschef bisherige Grenzen überschritten.

Patrik Reiniger, Leiter Amt für
Militär und Bevölkerungsschutz.
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Einst gingen sie in der Klima­
politik Hand in Hand. Die SVP
und die FDP. Dann protestierten
Tausende Kinder auf den Stras­
sen, und seitdem steht dieVolks­
partei allein da.Ohne das beglei­
tende Händchen der Konservati­
ven scheinen die Freisinnigen
national verwirrt auf der Suche
nach ihrem neuen Klimakurs zu
sein – und die SVP ist verärgert.
Dieser Unmut, vielleicht auch
dieser Zorn entlud sich amMon­
tagabend in Gestalt des Zürcher
SVP-Nationalrats Claudio Zanet­
ti über die Freisinnigen. Konkret:
über den ehemaligen Stadtent­
wickler und FDP-Nationalrats­
kandidaten Thomas Kessler.

Kessler befindet sich imWahl­
kampf, und neben Podiums­
debatten, die seine Partei orga­
nisiert, kannmanmomentan an
der Veranstaltungsreihe «Grill
den Kessler» auch ein Stück
Fleisch mit ihm auf den Grill
werfen und ihn dabei ausfragen.
Ums Grillieren ging es gestern
Abend auf dem Klima-Podium
im Cliquenkeller der «Versoffe­
ne Deecht» nicht, aber –man er­
laube die plumpe Pointe – heiss
wurde es trotzdem.Denn Zanet­
ti, der gern einmal laut und pole­
mischwird, ist nach Basel gefah­
ren, um den hiesigen Freisinni­

gen die Leviten zu lesen.
Moderator Christian Keller,
Gründer der Onlineplattform
«Primenews», musste Zanettis
Tiraden immerwieder unterbre­
chen, damit Kessler auch zuWort
kommen konnte.

Kessler vertritt die Linie, die
Parteichefin Petra Gössi vorge­
geben hat. Er ist fürAbgaben auf
Flugtickets, und gleichzeitigwill
er Innovationen in der Privat­
wirtschaft fördern, die den CO2-
Ausstoss verringern. Schlussmit
fossiler Energie. «Momentan in­
vestiert die Schweiz 13Millionen
Franken in Öl aus Saudiarabien.
Das ist völliger Blödsinn. Das
Geld muss hier investiert wer­
den», sagt Thomas Kessler.

«Das ist Mumpitz!»
Dann kommt die Gretchenfrage,
die FDP und SVP neuerdings
spaltet: «Was ist liberal?» Für
Thomas Kessler sind Lenkungs­
abgaben und staatlich definier­
te Innovation durchaus liberal.
Zanetti protestiert: «Es ist eine
Errungenschaft, dass wir güns­
tig fliegen können. Dass auch
eine Migros-Verkäuferin sich
einen Flug leisten kann. Nie­
mand muss sich vorschreiben
lassen, wie viel er fliegen soll.»
Zanetti holt zur antietatistischen

Breitseite aus: «Der Staat kann
keine Innovation. Nehmen wir
ein Beispiel aus Zürich. Dort
wurde ein Innovationspark er­
richtet. Da kommen jetzt nur
staatliche und parastaatliche Or­
ganisationen rein.VölligerMum­
pitz.» Gelächter im Saal.

Er nimmt einen Schluck Bier.
Kessler trinkt Prosecco.Der SVP-
Mann: «Staatliche Förderung
bringt doch nichts. Auch beim
ÖV. Schauen Sie, der Zug, den ich
hierher nahm,war so alt, dass es
mich nicht wundern würde,

wenn der noch im Krieg einge­
setzt worden wäre.»

Noch einmal Zanetti: «Früher
waren Katalysatoren in Autos
verboten. Wer einen Wagen aus
Amerika kaufte, musste diesen
wieder ausbauen, nur um ihn
späterwieder einzubauen, als es
das Gesetz vorschrieb. Der Staat
soll die Fingervon derWirtschaft
lassen.»

Kesslerwill auch keine harten
Vorschriften. Doch wirtschaftli­
che Innovation solle gelenktwer­
den. Einmal mehr bringt er das

Beispiel vomÖl: «Die, die saudi­
arabisches Öl verbrennen, sollen
dafür zahlen. Die, die künstliche
Energie aus dem Zürcher Ober­
landverbrennen, die sollen nicht
bezahlen.» Er glaube zwar, dass
die Wirtschaft grundsätzlich
Probleme lösen könne, aberman
müsse ihr Ziele vordefinieren.

Zanetti platzt fast der Kragen:
«Die Idee, dass ich einemUnter­
nehmer sagen muss, was er für
Ziele zu verfolgen hat (…) da
sträubt sich in mir alles. Die In­
dustrie weiss genau, was sie zu
geben hat undwas nicht. Die un­
sichtbare Hand, sie ist es, die das
kontrolliert.» Ein SVP-National­
rat zitiert Thesen des Ökonomen
Adam Smith vor freisinnigem
Publikum– bezeichnend für die­
se Debatte. Kessler: «Es braucht
Planungssicherheit. Die Wirt­
schaft muss wissen, wo das Ziel
ist.» Zanetti: «Das nennt man
Planwirtschaft!»

Nach der Diskussion versu­
chen ein paar Freisinnige, die
Umweltpolitik ihrerParteizentra­
le zuverteidigen: Zanettiwatscht
sie alle ab. Der Graben zwischen
SVP und FDP – deutlicher konn­
te er nicht in Erscheinung treten
als an dieser Debatte.

Serkan Abrecht

Saudiarabisches Öl im Feuer
Wahlkampf FDP-Nationalratskandidat Thomas Kessler lieferte sich an einer Podiumsdiskussion
einen heftigen Schlagabtauschmit dem Zürcher SVP-Nationalrat Claudio Zanetti ums Klima.

SVP-Nationalrat Claudio Zanetti
ist gegen jegliche staatliche
Einmischung. Foto: Urs Jaudas

Thomas Kessler (FDP) hält
Lenkungsabgaben für
notwendig. Foto: Raisa Durandi

Wie angespannt die Personal­
situation bei den BVB ist, zeigt
ein internes Schreiben. «Liebe
Kollegen», beginnt das Mail,
«derzeitig sind wir in einer
schwierigen Situation und
bräuchten eure Hilfe (...). Es
brennt an den folgenden Ta­
gen...» Darauf folgen Listen
der puren Verzweiflung: Am
23. Mai werden 32 Chauffeure
gesucht, am 24. Mai 21, am
25. Mai braucht es 35. Und so
weiter. Die Motivation einzu­
springen, ist gering. Denn
Überstunden anzuhäufen,
lohne sich nicht. Sie würden
nicht ausbezahlt, sondern
müssten kompensiert werden,
sagen die Chauffeure. Gestern
sind allein ab dem Busbahnhof
Rank neun Kurse ausgefallen.
Wie lange wird der Leistungs­
besteller, der Kanton im Namen
des wartenden Steuerzahlers,
dies hinnehmen, ohne die
Subventionen zu kürzen?

Daniel Wahl

Es brennt
bei den BVB

Moment mal

Dina Sambar

DerAufruhr in derAlterssiedlung
Rankhof ist gross. Seit einigen
Tagen steht bei den Hausein­
gängen eine Baupublikation.Die
Aufschrift: Erstellung eines
Aussenparkplatzes für 17 Perso­
nenwagen, mit Baumfällungen.
Die Parkplätze sind für Firmen­
wagen von Pro Senectute beider
Basel geplant. «Ich denke, in der
Nacht, nachdemdie Baupublika­
tion aufgehängtwordenwar, ha­
ben nurwenige geschlafen», sagt
Bewohnerin Sioux Hediger.

Die Alterssiedlung liegt idyl­
lisch neben dem Rhein in einer
parkähnlichenAnlage.DerBaum­
bestand stammt teilweise noch
aus einer Zeit, als hier eine Villa,
das Gut Rankhof, stand. Im Fäll­
gesuch sind acht Bäume ver­
merkt: Ein Walnussbaum, drei
Eiben, eine Winterlinde, ein Ja­
panischer Ahorn und zwei wei­
tere Ahornbäume. Auf einem
Plan des Architekturbüros, der
im Bau- und Gastgewerbeins­
pektorat eingesehen werden
kann, käme der Parkplatz direkt
bis an den lauschigen Teich im
Garten zu liegen.

Treffpunkt im Sommer
Hier treffen sich die Senioren
und Seniorinnen an schönen
Tagen, spielen Brettspiele oder
trinken einen Kaffee zusammen.
«Es hat eine ganzeWeile gedau­
ert, bis es die Bewohnerinnen
Susi Müller und Heidi Rösti ge­
schafft haben, die Leute aus
ihren Zimmern zu locken», sagt
Hediger und gibt zu bedenken:
«Wer will das mit den Parkplät­
zen noch? Die Leute werden in
ihren Zimmern bleiben und ver­
einsamen.» Auch der Lärm, den

die zusätzlichen Fahrzeuge ver­
ursachen werden, bereitet ihr
Sorgen.

Ein Besuch der BaZ am Mon­
tagmorgen hat gezeigt, wie be­
unruhigt die Bewohner sind.
Gedachtwar einAugenschein vor
Ortmit drei, vier Leuten.Gekom­
men sind nach einem Aufruf
Hedigers fast 40. «Das ist eine
Wohnzone, wir wollen keinen
Gewerbeparkplatz», sagtAnwoh­
ner Paul Thüring. Auch Maria
Schwarz findet den Parkplatz
überdimensioniert. Sie befürch­
tet, dass mehr hinter dem Plan
steckt: «Das ist Salamitaktik.

Zwei, drei Parkplätze für Pro-
Senectute-Fahrzeuge würde ich
ja verstehen, aber 17? Wofür
werden die genau gebraucht?»
Zudemsei derPlatz zwischenden
vierWohnhäusern ein gefangener
Platz.UndBäume,die dasCO2 aus
der Luft filtern, seien dann auch
weniger da, so Hediger: «Wir ha­
ben einige Lungenkranke hier.
DiewerdendenUnterschiedmer­
ken.» Peter Sprüngli würde von
seinem Wohnzimmer aus sehr
vielwenigerBäumeundvielmehr
Autos sehen. Doch er hat auch
praktische Bedenken: «Wo soll
das Fussweglein hin, dass das

Haus mit der Busstation verbin­
det?OhnediesenWegmüssendie
alten Leute mitten auf der Stras­
se gehen.»

Auch Susi Müller, die immer
einWitzchen auf den Lippen hat,
wird bei dem Thema ernst: «Ich
bin robust. Deshalb lese ich hier
ständig ältere Leute auf, die um­
gefallen sind. Wenn dort Autos
stehen, sehe ich sie nichtmehr.»
Sogar eine Pro-Senectute-Mitar­
beiterin ist aufgetaucht. «Ich
wohne selber auch hier und habe
mitgeholfen, dass die Anlage so
grün ist, wie sie jetzt ist», be­
gründet Heidi Rösti ihre Anwe­

senheit. Dass sie sich damit
gegen ihrenArbeitgeber stellt, sei
ihr egal: «Ich stehe zu meinen
Leuten hier.»

Ökonomischer Gedanke
Michael Harr, Geschäftsführer
von Pro Senectute beider Basel,
ist etwas enttäuscht von den Be­
wohnern: «Pro Senectute ist hier,
um die Leute zu unterstützen,
nicht um ihnen zu schaden.
Eigentlich könnten sie uns schon
ein bisschen vertrauen.» Wes­
halb auf dem Fällgesuch acht
Bäume verzeichnet seien, wisse
er nicht. Erversichert aber, es sei
nie geplant gewesen, die drei
grossen Bäume amTeich zu fäl­
len. Die Pläne seien auch jetzt
noch alles andere als definitiv.

Vom Gewerbe- und Bauins­
pektorat hat er einen Vorschlag
erhalten, wie dieses die Park­
plätze anordnen würde. Anstatt
in einem rechteckigen Block lä­
gen die Parkplätze der Strasse
entlang. Auch hier müssten laut
Plan wohl vier bis fünf Bäume
gefällt und Rasenfläche geopfert
werden, optisch würden die
Parkplätze aber etwas weniger
ins Gewicht fallen. Zudemwären
sie weniger nah am Teich. «Die­
se Variante ist für uns zwar
schlechter, dennwirmöchten die
Parkplätze gerne absperren, da­
mit keine Privatautos darauf ab­
gestelltwerden, dochwirwürden
darauf eingehen», sagt Harr.

Die Abstellplätze seien aus
ökonomischen Gründen nötig.
Einerseits erhalte man immer
wieder Bussen für Servicefahr­
zeuge, die nicht korrekt parkiert
werden könnten, da es nicht ge­
nügend blaue Parkfelder gebe,
andererseits «wollen wir den
gesamten Reinigungs- und

Gartenservice dort zusammen­
nehmen, da ein Teil davon be­
reits vor Ort ist», sagt Harr. In
Zürich sei der Reinigungsservice
abgeschafftworden,weil er nicht
rentiere. Das wolle er in Basel
vermeiden. «Ich verstehe, dass
die Bewohner keine Freude dar­
an haben,wenn Grünfläche ver­
schwindet. Doch der Ort bleibt
eine Oase. Es ist eine Güterab­
wägung. Es geht um Dienstleis­
tungen, von denen auch einige
der Bewohner profitieren. Des­
halb ist es erträglich.»

Mit den neuen Plänen ging er
am Dienstag an einen Informa­
tionsanlass – in der Hoffnung,
die Bewohnermöchten der neu­
en Idee gewogener sein. Das
Treffen fand ohne Anwesenheit
der Medien statt. «Es gab sehr
viel Emotionen und sehr viel
Polemik, doch in Einzelgesprä­
chen wurde uns auch Verständ­
nis entgegengebracht», sagt
Harr. Alles in allem sei es jedoch
gelungen, aufzuzeigen, dass die
grossen Bäume und der Fels
beim Teich nicht gefährdet sei­
en: «Der neue Vorschlag ist si­
cher besser angekommen. Auch
der Quartierverein findet ihn
gut», sagt Harr. Man werde von
den Architekten nun einen ge­
nauen Plan zeichnen lassen und
die Bewohner danach erneut
informieren.

Heidi Rösti, Sioux Hediger
und Susi Müller konnte Michael
Harr jedoch nicht überzeugen.
«Als eine Bewohnerin sagte, alle
sollten die Hand heben, die
gegen die Parkplätze sind, gin­
gen fast alle Hände hoch», er­
zählt Hediger. Und Heidi Rösti
fügt an: «Zwei Leute haben be­
reits Einsprache erhoben. Und
ich werde es auch noch tun.»

Senioren kämpfen gegen Parkplätze imGrünen
Umstritten Pro Senectute möchte bei einer Alterssiedlung Bäume fällen, um dort 17 Geschäftswagen parkieren zu können.

Unter den Bäumen treffen sich die Seniorinnen und Senioren an schönen Tagen. Foto: Nicole Pont
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Die Basler Innenstadt und damit
der Detailhandel und das Gast­
gewerbe befinden sich in einer
Krise. Wie aus einer Studie von
letzterWoche hervorgeht, haben
die Besucherfrequenzen zwi­
schen 2016 und 2019 stark ab­
genommen (BaZ berichtete).
Vertreter und Experten aus De­
tailhandel und Gewerbe fordern
von der rot-grün dominierten
Regierung schon seit längerem
bessere Rahmenbedingungen,
damit wieder mehr Leute den
Weg in die Innenstadt finden
und Geld ausgeben.

Viele Faktoren für die Krise
wie die Frankenstärke, den Ein­
kaufstourismus oder Einkäufe
über das Internet kann die Re­
gierung nicht beeinflussen. An­
dere hingegen schon. Zum Bei­
spiel dieTarife fürs Parkieren auf
oberirdischen Parkplätzen und
in den staatlichen Parkhäusern
Storchen, Steinen, City und Eli­
sabethen und die Erreichbarkeit
der Stadt fürAutomobilisten. Be­
züglich Letzterem ist das Bau-
und Verkehrsdepartement von
SP-Regierungsrat Hans-Peter
Wessels gerade daran, künstliche
Staus an Ampeln auf Einfalls­
achsen in die Stadt zu schaffen.

Dies trotz einerweiterenAbnah­
me des Autoverkehrs auf dem
Stadtstrassennetz um einen Pro­
zentpunkt im Jahr 2018.

Auswärtigemeiden Basel
Maurus Ebneter, Präsident des
Wirteverbands Basel-Stadt,
nennt dieVerkehrspolitik «besu­
cherfeindlich». Leute, die mit
dem Auto in die Stadt kämen,
würden gezielt vergrault. «Viele
Konsumenten entscheiden sich
deshalb, anderswo einzukaufen
und auszugehen.Wir dürfen uns
nicht wundern, wenn Leute aus
Möhlin oder Laufen, anstatt nach
Basel, lieber nachWeil amRhein,
Lörrach oder Pratteln fahren.»

Ebneter fordert als einfaches
Rezept dagegen genügend Park­
plätze in vernünftiger Geh­
distanz zur autofreien Zone und
dass diese «erschwinglich» sind.
Ansonsten drohe Basel seine
Stellung als ZentrumderRegion
mehr und mehr zu verlieren.
Ebneter warnt: «Wenn wir es
nicht schaffen, die Stadt zu be­
leben, haben wir bald nur noch
subventionierte Betriebe und
Konzepte, die auf Stadtbewohner
und junge Konsumenten zuge­
schnitten sind.»

Am Dienstag hat die Regierung
auf eine Initiative von Ebneter
und aus Gewerbekreisen für
günstigeres Parkieren in der
Stadt reagiert. DieVolksinitiative
«Stadtbelebung durch vernünf­
tige Parkgebühren»verlangt eine
Senkung der Parktarife in staat­
lichen Parkhäusern und auf
oberirdischen Parkplätzen auf
das Niveau derGebühren inWeil
am Rhein, Lörrach oder Mul­
house. Nachts soll Parkieren
gratis sein.

Die Regierungwill nunwegen
dieser Initiative die Tarife in den
drei staatlichen Parkhäusern
Steinen, Elisabethen und City
tatsächlich etwas nach unten
korrigieren. Allerdings erst ab
17 Uhr, wie aus dem Bau- und
Verkehrsdepartement auf Nach­
frage zu erfahren ist. Die regie­
rungsrätlicheMedienmitteilung
verliert über den genauen Zeit­
punkt der Senkung und deren
Höhe keinWort. Die Rede ist von
einer «massvollen und gezielten
Reduktion der abendlichen Park­
gebühren.»

Voraussichtlich ab November
können die Automobilisten ab
17 Uhr für zwei Franken pro
Stunde, anstatt für drei Franken,

parkieren. Bis jetzt erfolgte die
Tarifsenkung von drei auf zwei
Franken ab 19 Uhr. Wie Simon
Kettner, Leiter der Mobilitäts­
strategie beim Bau- und Ver­
kehrsdepartement sagt, handle
es sich bei diesem Regierungs­
entscheid um einen «indirekten
Gegenvorschlag» auf die Initia­
tive «Stadtbelebung durch ver­
nünftige Parkgebühren».

Regierungwill Geld
Eine markantere Senkung der
Parktarife will die Regierung
nicht, weil damit acht bis zehn
Millionen Franken Einnahmen
verloren gingen. Sie beantragt
daher dem Grossen Rat, die Ini­
tiative abzulehnen. Auffallend
ist, dass die Regierung das vierte
staatliche Parkhaus, das Stor­
chenparking, von derGebühren­
senkung ausnimmt. Kettner:
«Das Storchen-Parking ist tags­
über deutlich besser ausgelastet
als das Steinen-, das Elisabe­
then- oder das City-Parking. Die
Regierung hat daher auf eine Ge­
bührensenkung verzichtet.»

Nichts von einer Gebühren­
senkungwill die Regierung auch
bei oberirdischen Parkplätzen
wissen.AmRande des Stadtzen­

trums müssen somit zu Tag-
wie zu Nachtzeiten noch immer
drei Franken pro Stunde bezahlt
werden – und die Automaten
schlucken weiterhin nur Mün­
zen. Über Nacht sind so für das
Parkieren über 30 Franken an
Münz fällig.

Die Regierung ist noch immer
nicht bereit, diesenMissstand zu
beheben – eine Erziehungsmass­
nahme.Kettner: «Besucher, Kun­
den und Touristen sollen vor­
zugsweise in den Parkhäusern
parken. Die oberirdischen Park­
plätze in der Innenstadt sollen
insbesondere in derNachtmehr­
heitlich denAnwohnerinnen und
Anwohnern zur Verfügung ste­
hen.» EineTarifsenkung bei den
Strassenparkplätzen würde nur
auswärtige Autofahrer aus dem
Parkhaus zurück auf die Strasse
holen.Das ist gemäss Kettner un­
erwünscht und bringe keine
Stadtbelebung.

Ebneter geht diese Senkung
der Parktarife zwischen 17 und
19 Uhr zu wenig weit. Er spricht
von einer «leichten» und «befris­
teten» Senkung, da sie die Re­
gierung vorerst auf zwei Jahre
beschränkt. «Leider ist diese
Massnahme zu zaghaft. Wollen

wir die Leute am Feierabend in
der Stadt halten undmehrBesu­
cher nach Basel bringen, braucht
es mutigere Schritte, auch bei
den Tarifen der oberirdischen
Parkplätze.»

Autos bringen Umsatz
Gar nicht nachvollziehen kann
Ebneter die Argumentation mit
den Einnahmen, die der Kanton
bei einer stärkeren Senkung ver­
liert. «Die Einnahmen des Kan­
tons aus Parkgebühren sind in
der aktuellen Höhe völlig un­
gerechtfertigt. Automobilisten
bringen der Stadt nachweislich
viel Umsatz undWertschöpfung.
Weil immermehr Konsumenten
Basel wegen der hohen Parkta­
rife meiden, ist der volkswirt­
schaftliche Schaden enorm.»
Eine vernünftige Tarifpolitik
würde mithelfen, Hunderte von
Arbeitsplätzen zu erhalten.

Maurus Ebneter hofft nun
darauf, dass der Grosse Rat
mutigere Massnahmen ergreift
und den «indirekten Gegenvor­
schlag» stark nachbessert. «Wir
sind auf denAbstimmungskampf
in jedem Fall vorbereitet.»

Martin Regenass

Regierung gibt sich bei der Senkung von Parktarifen knausrig
Innenstadtkrise Die Exekutive ist nur zu einer minimalen Anpassung der Gebühren bereit. Das Gewerbe ist nicht erfreut.
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Martin Regenass

Dem Abbau von 25 Parkplätzen
am Schaffhauserrheinweg zwi-
schen Burgweg und Römergas-
se steht nichtsmehr imWeg. SP-
BaudirektorHans-PeterWessels
weist mehrere Rekurse von An-
wohnern gegen die Streichung
der Parkplätze ab.Wie das Bau-
undVerkehrsdepartement (BVD)
auf Anfrage erklärt, zögen die
Rekurrenten den Entscheid nicht
an die nächst höhere Instanz
weiter. Damit kann das BVD das
Trottoir ausdehnen und wie ge-
plant Platz schaffen für die in der
Basler Verfassung priorisierten
Fussgänger und Velofahrer.

Die Anwohner opponierten
dagegen, weil sie im Wettstein-
quartier einen hohen Parkier-
druck feststellen. Zuletzt ver-
knappte das BVD die Zahl der
Parkplätze im Quartier mit
einem Abbau an der Wettstein-
allee im Zuge einer Umgestal-
tung.Als Grundlage für die Strei-
chung zieht das BVD eine soge-
nannte Kompensationsregel
herbei. Weil beim Neubau des
Parkhauses beimKunstmuseum
unter dem St.-Alban-Graben
350 neue Parkplätze entstehen,
muss das BVD oberirdisch
210 Stück vernichten.DerRadius
für diesen Abbau beträgt rund
500 Meter. Diese Kompensa-
tionsregel von 60 Prozent haben
die Behörden imBebauungsplan
für das Kunstmuseums-Parking
festgelegt.

Die Anwohner kritisierten,
dass das Kunstmuseums-Par-
king noch nicht fertig gebaut sei,
das BVD die Parkplätze am

Schaffhauserrheinweg jedoch
vor der Fertigstellung wegstrei-
chen wolle. Dieser Argumenta-
tion kannWessels im ablehnen-
den Rekursschreiben, das der
BaZ vorliegt, nicht folgen. Die
Sachlage sei mit dem Bebau-
ungsplan klar definiert. Die Rü-
gen derRekurrentenwürden da-
her ins Leere zielen, soWessels.

Priorisierung der Anwohner
Ebenso wenig tritt Wessels auf
die Argumentation der Rekur-
renten ein, wonach das BVD im
Quartier rund um den Schaff-
hauserrheinweg bereits genug
Parkplätze aufAllmend abgebaut
habe. Dass oftmals auswärtige
Arbeitspendler in der blauen

Zone parkierten und so den An-
wohnern die Parkplätzewegnäh-
men, hindert die Behörden nicht
daran, weiterhin Parkplätze ab-
zubauen. Der Staat, so Wessels
in demSchreiben, sehe sich nicht
in der Pflicht, Parkplätze in einer
bestimmten Anzahl zur Verfü-
gung zu stellen. Dennoch hätte
das BVD erkannt, dass esmittels
geeigneter Massnahmen den
Wegfall der rheinseitig gelege-
nen Parkplätze amSchaffhauser-
weg abfedern müsse.

Hierzuwird das BVDdie Park-
plätze auf der anderen Strassen-
seite inweisse Bezahlparkplätze
mit einer Parkierdauer von
drei Stunden ummarkieren. Mit
dieser Massnahme sollen

Arbeitspendler ferngehalten und
den Anwohnern mit einer Park-
karte das Abstellen ihrer Autos
unbeschränkt erlaubt werden.

Einen weiteren triftigen
Grund, die Rekurse der Anwoh-
ner abzulehnen, siehtWessels in
der jetzigen Breite des Trottoirs.
Dieses sei zwischen den dort ste-
henden Bäumen und demRhein-
bord nurmehr etwas breiter als
einen Meter und führe teilweise
über die Baumrabatten. Knapp
zwei Personen könnten sich in
diesem Bereich so queren. So-
bald man einen Kinderwagen
schiebe, sei es gar nichtmöglich,
andere Leute zu kreuzen.

So steht denn in dem ableh-
nenden Entscheid, dass gerade

für gehbehinderte und ältere
Menschen diese Situation «un-
befriedigend» und gar «gefähr-
lich» sei. Mit der Aufhebung der
Parkplätze hingegen könne das
BVD diese Situation entschärfen.
Gleichzeitig könne die Situation
fürVelofahrerverbessertwerden.
Wessels gewichtet dieseVerbes-
serungen mit Blick auf das öf-
fentliche Interesse höher als das
Bedürfnis der Anwohner, ihr
Auto dort zu parkieren.

Kehrtwende der Regierung
Wessels taxiert die Trottoirver-
breiterung aus diesen Gründen
ohne weiteres als verhältnis-
mässig. Die Aufhebung der
Parkplätze sei rheinseitig am
Schaffhauserrheinweg zwischen
Römergasse und Burgweg nicht
zu «bemängeln» und «rechtmäs-
sig». Alles in allem seien die Re-
kurse unbegründet. Deshalb
lehnt Wessels sie ab. Die Rekur-
rentenmüssen je eine Spruchge-
bührvon 400 Franken bezahlen.

Zwar vertrat die Regierung
noch imNovember 2016 eine an-
dere Meinung zu dem Abbau. In
einemZwischenbericht auf einen
Vorstoss von SP-Grossrat Roland
Engeler-Ohnemus, der den
Abbau der Parkplätze und die
Verbreiterung des Trottoirs for-
derte, schrieb die Regierung:
«Aufgrund der aktuellen Par-
kierungssituation imWettstein-
quartier erachtet der Regie-
rungsrat eineweitere Parkplatz-
reduktion im Quartier als nicht
angezeigt.» Da der Grosse Rat
den Vorstoss aber erneut an die
Regierung überwies, hat dieser
seine Meinung revidiert.

Wessels billigt Abbau von Parkplätzen
Schaffhauserrheinweg SP-Baudirektor Hans-Peter Wessels erteilt Rekursen von Anwohnern gegen die Streichung
von 25 Parkplätzen eine Absage und schafft Platz für Fussgänger und Velofahrer.

Die Passanten können sich kaum kreuzen am Schaffhauserrheinweg, so eng ist die Stelle. Foto: Nicole Pont

Seil verletztMatrosen
lebensgefährlich
Arbeitsunfall Am Mittwochnach-
mittag hat sich auf einemFracht-
schiff im Rheinhafen ein schwe-
rer Arbeitsunfall ereignet. Dabei
wurde ein 31-jährigerMatrose le-
bensgefährlich verletzt, wie die
Basler Staatsanwaltschaft ges-
ternmitteilte. DerMatrose hatte
sich imHafenbecken 1 befunden,
wo gerade ein Motor- und ein
Frachtschiff anlegten. Gemäss
den Ermittlungen löste sich ein
Ankertau eines Schiffes und
schleuderte mit grosser Wucht
gegen den Kopf des Mannes. Er
musste notoperiert werden. (dd)

Nachrichten

Auszüge aus den 1.-August-Ansprachen von Heiner Vischer und Sebastian Frehner (die vollständigen Reden finden Sie unter baz.ch)

1.-August-Ansprachen: Heiner
Vischer in Basel und Sebastian
Frehner in Riehen. Foto: Kostas Maros

Der Bundesbrief, der die Geburt
unserer Nation 1291 besiegelte,
ist tatsächlich auf «Anfang
August» datiert worden, und
das heutige Datum, der 1.
August als Nationalfeiertag,
stimmt also perfekt. Aber wir
feiern mehr als nur einen
«Geburtstag» mit Festen und
Feuerwerk – wir feiern, dass
wir in einem Land leben kön-
nen und dürfen, das eine
jahrhundertealte demokrati-
sche Tradition hat, und wir
sind stolz darauf. In keinem
anderen Land hat die Bevölke-
rung derart viele Möglichkei-
ten, sich in die Gestaltung des
Staatswesens einzubringen wie
hier. Und dass dies auch von
der Bevölkerung fleissig wahr-
genommen wird, ist nicht nur
gut, sondern zeigt auch das
Vertrauen in unsere direkte
Demokratie.

Aber die Demokratie allein ist
noch keine Garantie für einen
funktionierenden und vor
allem sich weiterentwickelnden
Staat. Die Bürger und Bürgerin-
nen und letztlich alle Bewohner
und Bewohnerinnen unseres
Staatswesens müssen
glücklich, zufrieden und vor
allem motiviert sein, damit sie
sich für das Allgemeinwohl
einsetzen.

Deshalb ist es immerwieder
wichtig, dass der Staat Anreize

dazu schafft, damit unsere
Stadt und unser Kanton lebens-
wert und attraktiv sind und das
auch so bleibt. Das geht von
einem guten Bildungs- und
Gesundheitssystem über einen
gut funktionierenden öffentli-
chen Verkehr, einer intakten
und belastbaren Infrastruktur
bis hin zu einem breit gefä-
cherten, niederschwelligen bis
hochklassigen Kulturangebot.

Aber auch ein attraktives
Steuersystem ist wichtig, weil
wir uns nur mit einer gut
gefüllten Staatskasse den
ausserordentlich hohen Le-
bensstandard in unserem
Kanton weiter leisten können,
wie wir ihn uns gewohnt sind.
Wenn, im schlimmsten Fall, die
besten Steuerzahler – wie die
zum Beispiel die grossen
Pharmafirmen – Basel verlas-
sen würden, würden wir uns
nicht mehr darüber unterhal-
ten, ob wir die Freie Strasse mit
Alpnacher Quarzsteinplatten
pflästern, sondern ob wir die
Freie Strasse überhaupt noch
reinigen können, damit sie
ordentlich aussieht.

«Basel in Bern besser wahrnehmen»

Heiner Vischer
Grossratspräsident
(LDP)

Was ist Heimat und was für
eine Bedeutung hat sie für uns?
Wenn ich richtig gerechnet
habe, dann ist die Schweiz
heute 728 Jahre alt und deshalb
lassen wir heute unser Land
hochleben. Interessant ist aber,
dass fast alle Schweizer Ge-
meinden für sich feiern. Es gibt
ja nicht einfach ein grosses
nationales Fest in Bern und das
schauen sich alle am Fernsehen
an.Wir feiern heute also auch
unsere Heimatgemeinde Rie-
hen. Das hat ja auch etwas von
Abgrenzung, man will nicht
zusammen mit den Bettingern
oder Baslern feiern.

Und das ist es irgendwie, was
die Schweiz ausmacht. Die
meisten von uns sind froh oder
sogar stolz, Schweizer zu sein,
aber oft bleibt man doch lieber
im Kleinen. Diese Kleinräumig-
keit und der Lokalpatriotismus,
wie man ihn wohl kaum in
einem Land feststellen kann,
sind typisch für unser Land. Es
ist einerseits ein Ausdruck der
Liebe zur Heimat, aber auch ein
Zeichen der Abgrenzung zum
Anderen. Das merkt man auch
an der Sprache. In Russland
sprechen Leute über Tausende
von Kilometern hinweg fast
gleich. Lokale Dialekte gibt es
nur beschränkt.Wir Riehemer
hören aber der Sprache an,
wenn jemand aus Liestal
kommt.

Und weil alles so kleinräumig
ist und die Leute so eng beiein-
ander sind, sind die Bewohne-
rinnen und Bewohner auch am
Wohlergehen der anderen
interessiert.

Hinzu kommt, dass sich die
Staatsangestellten sehr bürger-
freundlich verhalten und nicht
von oben herab agieren. In
einer Grossstadt, wo alles
anonymer ist, könnten die
Beamten versucht sein, ihre
Macht auszunützen.Weil sich
aber alle kennen, geht das gar
nicht. Es würde sich sofort
herumsprechen, wenn jemand
staatliche Autorität falsch
einsetzt.

Einfach ausgedrückt sind diese
Beispiele ja alle Ausdruck des
in der Schweiz gelebten Föde-
ralismus im positivsten Sinn:
Was man im Kleinen machen
kann, muss man nicht auf einer
höheren Stufe tun. Je näher
jene, die entscheiden, an der
Sache sind, desto besser. Je
weiter weg der Staat von den
Menschen ist, desto unpassen-
der die gefällten Massnahmen.

«Über die Heimat etwas sagen»

Sebastian Frehner
Nationalrat
(SVP)
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Analyse zum Basler Gewerbeverband und seiner politischen Schlagkraft

Das Leiden des obersten Unternehmers
Wenn heute der jährliche
Neujahrsempfang des Basler

Gewerbeverbands stattfindet,

sollte sich Tout Bâle im Saal
der Grossen Bühne des Thea-

ters Basel treffen, umden
Worten des Basler Gewerbe-

direktors Gabriel Barell und

seines PräsidentenMarcel
Schweizer zu lauschen. Sollte.

Doch keinGeringerer als

SP-RegierungsratHans-Peter

Wessels zeigt demGewerbe-
verband die langeNase. Just zu

diesemTermin, der so sicher
wie das Amen in der Kirche

alljährlich in der Agenda
einzutragenwäre – um 10Uhr
amFreitag der ersten Arbeits-

woche nachNeujahr – lädt der

scheidendeRegierungsrat zu
einer eigenenKonferenz: der

Medieninformation zu den
grossen Bauprojekten des

Kantons im laufenden Jahr.

Gut, es ist nicht weit von der

Dufourstrasse zumTheater, wo

Barell um 11Uhr dasWort
ergreifenwird. Aber es wird

verdammt knapp.

Die Anekdote zeigt beispiel-

haft den politischen Stellen-
wert des Basler Gewerbever-

bands.Man respektiert ihn im

linksgrün dominierten Basel

zwar, weil er schliesslich

Verband desGewerbes ist.
Doch er steht immer irgendwie

hinten an. Abstimmungserfol-

ge sind selten, dafür fallen an

öffentlichenAnlässen oft die

üblichen holzschnittartigen

Floskelnwie «gleich lange
Spiesse fürs Gewerbe».Oder

auchmal etwas bunter: DieGe-

werbetreibenden «als Zugpfer-

de der regionalenWirtschaft»,

die zu «Lasteseln der Politik»

würden. Das Leitmotiv lautet
seit Jahren: zu viel Behörden-

bürokratie, zu hohe Steuerbe-

lastungen. Und zuwenig

Parkplätze. Schuld daran sei

die Basler Linke, speziell die

SP. Und fertig.

Ähnliches dürfte auch heute

Freitag zu erwarten sein, wenn

auch etwas stärker vonVer-

kehrsthemen gefärbt, denn der

Gewerbeverband hat zurzeit
die Kampagne für seine Initia-

tiven «Zämme fahremir

besser!» und «Parkieren für

alle Verkehrsteilnehmer» am
Laufen. Umso ironischer, dass

dasDepartementWessels’

ausgerechnet an diesemTag
kollidierend über Verkehrspro-

jekte redenwill.

Dabei liefert der Gewerbever-

band in seinenKernkompeten-
zen hervorragendeArbeit. Die

Mitgliederkoordinationwird
von vielen Seiten gerühmt, die

Innovationsförderungsmodelle

gelten als beispielhaft, auch in
der aktiven Förderung alterna-

tiver Energieversorgungsmo-
delle hat der Verband eine Füh-

rungsrolle inne. Nurmit der
Politik harzt es. Seit Jahren.

Das liegt zum einen daran,

dass die üblichen steuer- und
verkehrspolitischen Themen in

einemderart linkspolitisch
ausgerichtetenKantonwie

Basel etwas zu dicke Bretter

zumBohren sind. Zumindest

so, wie sie Barell bohrenwill:

Jeder konstruktiv formulierte
Vorschlag verwandelt sich in

der öffentlichenArgumenta-

tion des Verbands rasch in

Schuldzuweisungen an die SP

– fast schon nachDrehbuch.

Letztlich leidet dasGewerbe zu

sehr am selbst gewählten

Schicksal, dass die Verbands-

spitze imGegensatz etwa zur
Handelskammer beider Basel

kaumpolitischeMandate hält.

Barell ist parteilos und sieht

sich dezidiert als Unterneh-

mer, Schweizer war bis 2010

RiehenerGemeinderat. Im
Gegensatz dazu hält die Präsi-

dentin derHKBB einNational-

ratsmandat der Baselbieter

CVP und derDirektor sitzt für
die FDP imLandrat. Entspre-

chend hat ihrWort Gewicht, ob

man esmag oder nicht.

Stattdessenwirdman beim
Gewerbeverband auch heute

auf die alljährlichen Parolen

gegen Staat undVerwaltung
anstossen. Derweil amHori-

zont dieWahlen 2020 dräuen,
ohne dass auch nur eine valab-

le Regierungskandidatur aus

Gewerbekreisen in Sicht wäre.
Ausgerechnet jetzt, wo gleich

zwei SP-Sitze frei werden. Zu
sehrwaren dieUnternehmer

mit demÄchzen unter büro-
kratischer Last beschäftigt.

Es ist also Zeit, dass die Spitze

desGewerbeverbandswieder
zur politischenRolle findet, die

man nach dem frühenAbleben
vonDirektor und FDP-Natio-

nalrat PeterMalama so freimü-

tig aufgegeben hatte. Natürlich

ist es für einenVerband des

Gewerbes gut, einenUnter-
nehmer an der Spitze zuwis-

sen. Nur sollte dieser Unter-

nehmer, sobald er an die Spitze

eines potenziell derart wir-

kungsmächtigen Verbands
kommt, irgendwann auch zu

einemPolitiker werden. Dann

klappt’s dereinst vielleicht

sogarmit den Parkplätzen.

Andreas Schwald
andreas.schwald@chmedia.ch

Immer diese Abstimmungen: Gewerbedirektor Gabriel Barell. Bild: Roland Schmid (28.11.2018)

Gegner der Rheinterrassen melden sich zu Wort
Die Stiftung für Landschaftsschutz spricht sich gegen den Bau der geplanten Terrassen amRheinufer aus.

WiederBaslerRegierungsrat im

Oktober bekannt gegeben hat,
werdenabdiesemSommerTer-

rassen aus Holz das Rheinufer
auf der Kleinbasler Seite ergän-

zen. Bis Ende Juni 2020 sollen
so 150neueSitzplätze zwischen

MittlererBrückeundWettstein-
brückegeschaffenwerden.Eine
zusätzliche Plattform am Was-

ser bietet ebenfalls Platz zum

Verweilen und dient als Ein-

stiegsmöglichkeit für Rhein-

schwimmer. Gegen dieses auf
drei Jahre terminierteBauvorha-

ben formiert sich nun Wider-

stand.
Die Stiftung für Land-

schaftsschutz hat am Donners-
tag laut einerMedienmitteilung

Einsprachegegendie geplanten

Rheinterrassen erhoben. Die
Ankündigung erfolgt wenige

TagevorderBehandlungdesFi-
nanzierungsantrags imGrossen

Rat Basel-Stadt.

Unklarheitendes
Bauvorhabens
Die Stiftung kritisiert in ihrer

Einsprache verschiedene Un-

klarheiten des Projekts. Weil

sichdieBauten teilweise imGe-

wässerraumundausserhalbder

Bauzonebefinden, seinichtklar,

aufwelcherGrundlage dasVor-
haben bewilligt werden soll.

AuchzweifeltdieStiftungdaran,
dass die Terrassen tatsächlich

nachdrei Jahrenwieder zurück-

gebaut werden.
Der Basler Architekt Lukas

Gruntzhattebereits beiderLan-
cierung des Bauvorhabens ge-

wisse Bedenken angemerkt. Er
versteht,weshalbamRheinufer

mehrSitzplätzegeschaffenwer-

den sollen: «Der Platz ist im

Sommer stark frequentiert, da-

her ist die Schaffung von mehr
SitzplätzeneinepopuläreForde-

rung.»

Er kritisiert darumnicht das
Bauvorhaben an sich, sondern

vielmehrdessenFormundUm-

setzung.«Wieso soll ausgerech-
netmitHolzgebautwerden?Für

ein temporäres Projekt hätte
auch recyceltes Material ver-

wendetwerdenkönnen.»Erfin-

det die geplante Verwendung

vonHolz fürdie Sitzgelegenhei-

tenweder ökologischnochöko-

nomisch sinnvoll. Und auch ge-
stalterisch passt Holz für ihn

nicht zumRheinbord:«Weshalb

nicht eine Metallkonstruktion?

Das Rheinbord ist für mich mi-

neralisch,darumscheintmirdas

organische Material Holz nicht
unbedingt die richtige Wahl zu
sein.» Gleichzeitig bedauert

Gruntz, dass an der prominen-
tenStelle imStadtzentrumnicht

ein visionäreresProjekt lanciert
wurde. «Wenn es tatsächlich

temporär ist, dann hätte man

auch etwas viel Mutigeres ma-

chen können.»
Bei den Befürwortern des

Projekts sorgt dagegen die Ein-
sprache der Stiftung für Land-

schaftsschutz fürKopfschütteln.

Tino Krattiger ist einer von ih-

nen. Er ist Initiant des Festivals

«Im Fluss» bei der Mittleren

Brücke, unweit der Stelle, bei

der die Rheinterrassen geplant

sind. Der ehemalige SP-Gross-
rat ist ebenfalls Architekt. Im

Gegensatz zu Lukas Gruntz fin-

det er aber nicht das Bauvorha-
benproblematisch, sonderndie

Einsprache des Landschafts-

schutzes. Diese ist für ihn Teil

eines «zunehmenden Einspra-

chenwahnsinns,derdenStädten
ihre Lebhaftigkeit zu nehmen

droht». Er ist überzeugt, dass

dasKulturflossheutenichtmehr

bewilligtwürde.DasArgument,

dieTerrassenwürdendieSanie-

rungderRheinböschungverzö-

gern, findet er hinfällig: Die

Laufzeit des Projekts sei genau
ausdemGrundbeschränkt,weil

danach die Sanierung anstehe.
Das Geschäft ist neben an-

deren Aufwertungsmassnah-
men am Rheinufer zwischen

Dreirosenbrücke und Wiesen-

damm für die Grossratssitzun-

genvom15. und22. Januar trak-

tandiert.DannmussderGrosse

Rat entscheiden, ob er die Aus-
gaben inderHöhevon400000

Franken genehmigenwill.

Ayse Turcan

Adil Koller tritt als
SP-Präsident ab
Baselland Die SP muss einen
neuenPräsidenten suchen:Adil

Koller (26)wird imHerbst nach

dannzumal fünfeinhalb Jahren
anderSpitzederPartei abtreten,

wie er gestern Abend vor den
SP-Delegierten in Bottmingen

bekannt gab. Koller ist derzeit
der dienstälteste Kantonalpar-

teichef im Baselbiet. Der Mün-
chensteinerwirdaberderPolitik

als Landrat erhalten bleiben.

Als Koller im Frühling 2015
das Präsidium (zunächst ge-

meinsammitRegulaMeschber-

ger) übernahm, stecktedie SP in
der Krise. Koller fuhr einen

pointierten Oppositionskurs

und konnte einige Abstim-

mungserfolge verbuchen, etwa

das Volksnein zur Verkehrspla-
nung Elba und zur Stilllegung

des Läufelfingerli. In seine

Amtszeit fällt auchdieRückkehr
der SP in die Regierung 2019.

Bei den Landratswahlen wurde
die SP zur stärksten Kraft. Bei

denNationalratswahlenpräsen-

tierten sichdieGenossen solide.

Weniger Erfolg hatte die SP

unter Koller bei finanzpoliti-
schenThemen.EndeNovember

scheiterte siemitderNein-Kam-

pagne zur kantonalen Umset-

zung der Steuervorlage 17 vor

demVolk deutlich. (haj)

LukasGruntz
Architekt

«Wenneswirklich
eine temporäre
Massnahme ist,
dannhätteauch
recyceltesMaterial
verwendetwerden
können.»

Visualisierung der geplanten Terrassen. Bild: zvg/Kanton Basel-Stadt
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Martin Regenass

Die Befürworter der Initiative
«Parkieren für alle Verkehrs
teilnehmer» argumentieren mit
demBedürfnis von Gewerbetrei-
benden und Anwohnern nach
Parkplätzen gegen einen weite-
ren Abbau. Sie fordern ausrei-
chend und bezahlbare Parkier-
möglichkeiten fürAutos und für
Velos auf dem gesamten Kan-
tonsgebiet. Die Gegner schütten
auf ihren Plakaten Autos aus
einem trojanischen Pferd oder
stellen rund umdasMünster eine
Blechlawine dar – obschon der
Münsterplatz schon lange kein
Parkplatz mehr ist.

Der Parkplatzdiskussionwür-
de eine Versachlichung guttun.
Doch dazu fehlen die Daten mit
der effektiven Zahl an Parkplät-
zen sowohl aufAllmendwie auch
auf Privatgrund. Zwar erstellt das
Amt für Mobilität aus dem Bau-
undVerkehrsdepartement (BVD)
von SP-Regierungsrat Hans-Pe-
terWessels alle zwei Jahre einen
Kataster – also ein Register –mit
derAnzahl Parkplätze auf öffent-
lichem Grund. Doch obschon der
neuste Kataster dieserTage fällig
wäre, will ihn das Amt für Mobi-
lität erst Ende Februar oder An-
fangMärz veröffentlichen,wie es
auf Anfrage heisst. Dann ist die
Abstimmung über die Initiativen

«Zämme fahremir besser!» sowie
«Parkieren für alle Verkehrsteil-
nehmer» des Gewerbeverbands
und der Gegenvorschlag aller-
dings schon entschieden.DasAmt
lässt die Stimmbevölkerung vor
dem 9. Februar im Ungewissen,
wie viele Parkplätze das BVD in
denvergangenen zwei Jahren ab-
gebaut hat.

Fragebogen an Private
DasAmt fürMobilitätwehrt sich
gegen den Vorwurf, die Daten
absichtlich unter dem Deckel zu
halten. Der Kataster sei nur
«sinnvoll» interpretierbar,wenn
auch Aussagen zur Entwicklung
der Parkplätze auf Privatgrund
vorlägen. Dazu hat das Amt für
Mobilität Mitte Oktober «stich-
probeweise» Fragebogen an
private Immobilienbesitzer ver-
schickt. Eswill herausfinden,wie
viele Parkplätze auf Privatgrund
vorhanden undwie sie ausgelas-
tet sind. Allerdings liegen auch
diese Daten vor dem 9. Februar
nicht vor.

DemKomitee, das den Gegen-
vorschlag befürwortet und die
beiden Initiativen ablehnt, ge-
hört Lisa Mathys an. Die SP-
Grossrätin ist überzeugt, dass
sich die Diskussion umdie Park-
plätze versachlichen liesse,wenn
die genauen Zahlen bekannt
wären. «Ich weiss auch nicht,

weshalb sich die Erhebung der
vorhandenen Parkplätze auf Pri-
vatarealen so aufwendig gestal-
tet.Wir haben immerwieder da-
nach gefragt. Man weiss aber,
dass seit dem Jahr 2000 zusätz-
liche 6000 unterirdische Park-
plätze gebaut wurden, während
nur 3000 auf Allmend auf
gehoben wurden.» Die Daten-
erhebung sei wohl vor allem bei
älteren Privatliegenschaften
schwierig.

Klar ist für Lisa Mathys, dass
aus Sicherheitsgründen vor al-
lem für Fussgänger und Velo
fahrer die Parkplätze vorwiegend
auf privaten Arealen erstellt
werden sollten. «Dazumussman
allerdings auch wissen, wo eine
Nachfrage besteht.» Mathys ist
nicht, wie in dieser Zeitung am
vorletzten Donnerstag fälschli-
cherweise berichtet, für gar keine
Parkplätze.

Öffentliches Interesse
«Der Stichtag für die beiden letz-
ten Kataster war jeweils Anfang
November.Die Datenmüssen so-
mit vorliegen», sagt Patrick Erny.
Der Leiter Politik beimGewerbe-
verband fragt sich, ob das Amt
fürMobilität imHinblick auf die
Abstimmungen einen weiteren
grossen Abbau an Parkplätzen
auf Allmend verheimlichen
wolle. «Wie viele Parkplätze

abgebaut wurden, ist von gröss-
tem öffentlichen Interesse. Das
Befürworterkomitee der Initiati-
ven erwartet, dass das Amt für
Mobilität die Zahlen unverzüg-
lich kommuniziert.» Beim vom
BVD kommunizierten Zuwachs
von 6000 unterirdischen Park-
plätzen auf Privatgrund ist Erny
skeptisch und geht von einer
Hochrechnung aus.

«Es gibt keine offizielle Zäh-
lung der privaten Parkplätze.
Und wenn der Kataster für die
Parkplätze auf Allmend nicht
interpretierbar ist ohne die unter-
irdischen auf Privatgrund, wes-
halb fertigt dasAmt fürMobilität
dann überhaupt einen Kataster
an?» Parkplätze auf der Allmend
seien wichtig für die Anwohner
und für das Gewerbe, so Erny. Zu-
dem seien die unterirdischen
Parkplätze auf Privatgrund invie-
len Quartieren knapp und teuer
– Familien könnten sich das oft-
mals gar nicht leisten. «Quartier-
parkingswie jenes auf derTschu-
dimatte oder demLandhof könn-
ten da Abhilfe schaffen. Aber es
sind dann wiederum dieselben
politischen Kreise, die derartige
Quartierparkings vehement be-
kämpfen.» Für Erny ein klarer
Beweis, dass es Rot-Grün um
einen grundsätzlichen Kampf
gehe, das Auto aus der Stadt zu
verdrängen.

Amt hält Daten untermDeckel
Parkplatzabbau Exakte Zahlen veröffentlicht das Amt für Mobilität erst nach der Abstimmung.

Diese 17 Parkplätze am Unteren Rheinweg bei der Basler Dreirosenbrücke streicht das Bau- und Verkehrsdepartement ersatzlos. Foto: Christian Jaeggi
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DreiWochenvorderAbstimmung
über die Verkehrsinitiativen des
Basler Gewerbeverbands, «Zäm-
me fahremirbesser» und«Parkie-
ren für alle Verkehrsteilnehmer»,
spitzt sich die Lage zu. Nicht nur
zwischen Befürwortern und Geg-
nern. Neu greift der Gewerbever-
band die Staatskanzlei an und
wirft ihr in einer am Freitag ver-
schicktenMedienmitteilung «feh-
lerhafte und tendenziöse Informa-
tion der Stimmbevölkerung» vor.

Das Komitee «Zämme besser!»
zeigt sich irritiert darüber,dass die
Abstimmungserläuterungen, eine
wichtige Informationsgrundlage
für die Bevölkerung, nicht korrek-
te Aussagen enthielten – zum
Nachteil der Initiative «Zämme
fahremirbesser».Diesewill unter
anderem das Reduktionsziel für
den motorisierten Individualver-
kehrwieder streichen,das die Bas-
ler Stimmbevölkerung vor zehn
Jahren befürwortete.

Gerichtsurteil als Beweis
In den Abstimmungsunterlagen
steht: «Konkret verlangt die Ini-
tiative, dass alle Verkehrsteilneh-
menden gleich behandeltwerden.
Fussgängerinnen und Fussgän-
ger,Velofahrende und öffentliche
Verkehrsmittel, wie Tram und
Bus, sollen gegenüber dempriva-
ten Motorfahrzeugverkehr nicht
bevorzugt werden.» Das sei
falsch, sagt der Sprecher des Ge-
werbeverbands, DavidWeber. Im
Initiativtext stehe, dass alle Ver-
kehrsteilnehmenden vor ver-
meidbaren Gefährdungen und
Behinderungen geschütztwerden
sollen. «Von einer Gleichbehand-
lung ist nicht die Rede.» Wie im
Übrigen auch das Appellations-
gericht Basel-Stadt in seinem

Urteil vom 18.März 2018 zu einer
Verfassungsklage gegen die Ini-
tiative festgestellt habe.

Weiter kritisiert derGewerbe-
verband, in den Unterlagenwer-
de suggeriert, dass bei einer
Annahme der Initiative Mass-
nahmen zur Verkehrslenkung
und Verkehrsberuhigung nicht
mehr möglich seien. Doch auch

das stimme nicht. So sei etwa
Tempo 30 auf Quartierstrassen
zurVerkehrsberuhigungweiter-
hin möglich.

Auch mit den Erläuterungen
zum Gegenvorschlag ist der
Gewerbeverband nicht ein
verstanden.Den Stimmbürgern
werde verschwiegen, dass die-
ser den Privatbesitz und die

individuelle Nutzung einschrän-
ke.Denn gemäss Gegenvorschlag
sei ein motorisiertes Fahrzeug
nur dann umweltfreundlich,
«wenn es umweltfreundlich an-
getrieben, von mehreren Perso-
nen geteilt und der Kapazität
entsprechend besetzt ist».

«Wir erwarten, dass die Re-
gierung diese Falschaussagen
korrigiert und die Stimmbürger
darüber informiert», sagtWeber.
Wie er das tun wolle, sei ihm
überlassen.Dies könne zumBei-
spiel online oder durch eineMe-
dienmitteilung erfolgen. Sollte
die Regierung sich weigern, be-
hält sich das Initiativkomitee vor,
eine Abstimmungsbeschwerde
einzureichen.

Sich keines Fehlers bewusst
Marco Greiner,Vizestaatsschrei-
ber undRegierungssprecher,ver-
steht die Aufregung des Gewer-
beverbands nicht. Man habe die
Abstimmungsunterlagen nach
bestem Wissen und Gewissen,
ausgewogen und verständlich
verfasst, sagt er. «Wenn aber der
Gewerbeverband anderer Mei-
nung ist, dann bleibt es ihm

unbenommen,denRechtsweg zu
beschreiten.»

DerGewerbeverband habe die
Staatskanzlei am Donnerstag
über die vermeintlichen Fehler
in denAbstimmungsunterlagen
in Kenntnis gesetzt. «Wir haben
dazu ausführlich Stellung ge-
nommen», sagt Greiner. Nie-
mand habe aber eine Richtig
stellungverlangt. «Ichwürdemir
wünschen, dass der Gewerbe
verband seine Forderungen
nicht über die Medien stellt,
sondern direkt mit uns Kontakt
aufnimmt.» Die Medienmittei-
lung des Gewerbeverbands habe
er nicht erhalten. Deshalb will
sich Greiner auch nicht zum
Urteil des Appellationsgerichts
äussern, aus dem der Gewerbe-
verband zitiert.

«Sollte sich tatsächlich her-
ausstellen, dasswir einen Fehler
begangen haben,wovonwir zum
jetzigen Zeitpunkt nicht ausge-
hen, würden wir für eine Rich-
tigstellung sorgen», sagt Greiner.
Bis dahinwird die Staatskanzlei
aber nichts unternehmen.

Auf Twitter wehrt sich SP-
Grossrat Kaspar Sutter für die
Staatskanzlei. Sie habe lediglich
dasWording des Gewerbedirek-
tors Gabriel Barell übernommen.
Dieser sagte in der Ausgabe der
Gewerbezeitung «kmu news»
vom März 2016: «Unser Mitein-
ander im Verkehr ist gelebte
Realität. JederVerkehrsträger hat
seine Berechtigung und seinen
optimalen Einsatzzweck.Deswe-
gen sollen alle Verkehrsträger
gleich behandelt und auch geför-
dert werden.» Gelebter Abstim-
mungskampf.

Alessandra Paone

Basler Gewerbeverband greift Staatskanzlei an
Verkehrsinitiativen Das Komitee «Zämme besser!» wirft der Regierung vor,
die Stimmbürger mit unkorrekten Abstimmungserläuterungen in die Irre zu führen.

Der Abstimmungskampf zu den Verkehrsinitiativen kommt in
die heisse Phase. Foto: Florian Bärtschiger

Auchmit den
Erläuterungen zum
Gegenvorschlag
ist der
Gewerbeverband
nicht einverstanden.
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Basel-StadtMontag, 20. Januar 2020

Leitartikel zu den Verkehrsinitiativen des Basler Gewerbeverbands

Verkehrspolitik von gestern
Einewirtschaftlich und kultu-
rell blühende Stadt wie Basel
hat Luxusprobleme.Die Frage
nach derNutzung des öffentli-
chenRaums etwa. Danach, wie
und vonwemHektaren grosse
einstige Industrieareale an
bester Lage dereinst genutzt
werden sollen. Oder die Be-
deutung von sozialemWoh-
nungsbau. Der Begriff des
Luxusproblems erfährt aber in
diesen Fällen eine andere
Deutung als üblich: Es sind
keine Bagatellen, sondern sehr
ernstzunehmendeHerausfor-
derungen, die aus der Tatsache
entstehen, dass es dieser Stadt
blendend geht und dass immer
mehrMenschen hier leben
oder sich hier aufhaltenwollen.

Ist der Autoverkehr in der Stadt
und die Anzahl der zur Verfü-
gung stehenden Parkplätze in
diesem Sinn auch ein Luxus-
problem?Wer sich in verschie-
denenMetropolen dieserWelt
auskennt oder auch nur in
Städten vergleichbarer Grösse

undBedeutungmuss zum
Schluss kommen: Basel hat
tatsächlich ein Luxusproblem,
in der üblichen negativen
Definition. Selbstverständlich
gibt es tägliche Staus oder
Verkehrsbehinderungenwegen
der zahlreichen Baustellen (die
ja wiederumein Zeichen einer
positiven Entwicklung sind).
Selbstverständlich gestaltet
sich die Parkplatzsuche in den
Quartieren zu bestimmten
Tageszeiten sehr schwierig und
wird zumÄrgernis. Aber
herrscht in unserer Stadt,
verglichenmit anderen Städ-
ten, wirklich ein Verkehrs-
chaos?Nicht wirklich.

Die Exponenten desGewerbe-
verbands Basel-Stadt würden
diese Frage indesmit einem
klaren Ja beantworten. Sie
orten denUrsprung der Proble-
meweniger in der grossen
Anzahl derMotorfahrzeuge auf
demkleinenKantons- und
Stadtraum als in einer bewusst
denmotorisierten Individual-

verkehr diskriminierenden
rot-grünen Politik. «Zämme
fahremir besser» und «Parkie-
ren für alle Verkehrsteilneh-
mer» betitelt der Verband
seine beiden Initiativen, die
am9. Februar demStimmvolk
vorgelegt werden.

Es geht darin, kurz zusammen-
gefasst, umdie «Gleichbe-
handlung» aller Verkehrsteil-
nehmer. Sprich: das Ende der
vermeintlichen Benachteili-
gung des Autoverkehrs sowie
umdie Schaffung einer «aus-
reichenden»Anzahl Parkplät-
ze auf öffentlichemGrund
(siehe auchArtikel unten). Der
ersten Initiative stellt der
Grosse Rat einenGegenvor-
schlag entgegen, der zwar
Elemente von «Zämme fahre
mir besser» aufnimmt, in der
Stossrichtung jedoch deutlich
«grüner» und vorausschauen-
der ist und so die eigentlichen
Absichten desGewerbever-
bands brutal blossstellt. Ein Ja
zumGegenvorschlagwürde

der langjährigen, nachhaltigen
Verkehrs- und Energiepolitik
des Kantons entsprechen.

Was ist von den Initiativen des
Gewerbeverbands zu halten?
Sie sind rückwärtsgewandt und
sollten abgelehnt werden.
Milde formuliert: Es gibt wenig
Anzeichen dafür, dass die
heutige Formdesmotorisier-
ten Individualverkehrs zu-
kunftsträchtig ist.Mehr Raum
wird es nicht geben, imGegen-
teil: Basel wächst, aber die
Fläche der Stadt wird nicht
grösser und die Verkehrsteil-
nehmerwerden immermehr.
Neben demöffentlichen
Verkehr, der in der Region
Basel durchaus ausbaufähig ist,
wird der Langsamverkehr in
einer Stadt wie Basel immer
wichtiger.

Eher früher als später werden
sich zudemneue Formen der
Mobilität bilden, Stichworte
sind hier flächendeckendes
Carsharing und autonomes,

GPS-gesteuertes Fahren. Die
vomBasler Stimmvolk einst
beschlossene Reduktion des
Autoverkehrs um zehn Prozent
bis in diesem Jahr hat sich zwar
als unrealistisch herausgestellt,
jedoch ist der politischeWille
klar formuliert. Dies rückgän-
gigmachen zuwollen, ist
Zwängerei. Das anschaulichste
Beispiel für eine rückwärtsge-
richtete Verkehrspolitik findet
sich amSt.Alban-Graben:
Heutzutage ein unterirdisches
Parking zu bauen, obwohl es in
den benachbarten Parkhäu-
sern praktisch das ganze Jahr
über freie Parkplätze hat, ist
einWitz, über den nur die
Investoren lachen können.

DerUrsprung der beiden zur
Abstimmung stehenden Initia-
tiven ist woanders zu suchen,
nämlich beimGewerbever-
band selbst. Er hinkt inhaltlich
demTempo der Stadtentwick-
lung hinterher. Selbstverständ-
lich hat er die Interessen seiner
Mitglieder zu vertreten und

selbstverständlich ist die
Bürokratisierung der Zufahrts-
wege für Gewerbetreibende zu
ihrenKunden, insbesondere in
der Innenstadt, ein diskus-
sionswürdiger Punkt. Doch das
Gewerbe imBasel vonmorgen
ist nichtmehr primär der
Schreiner, Bäcker und Schlos-
ser. IT-Unternehmen, Infor-
mationsdienstleister oder
junge Pharma-Start-upsmit
einemganz anderen Blick auf
Mobilität werden an Bedeu-
tung zulegen.DerGewerbever-
band sollte demRechnung
tragen. Sonst hat er selbst nicht
ein Luxusproblem, sondern
wird in eine Sinnkrise verfal-
len.

PatrickMarcolli
patrick.marcolli@chmedia.ch

Basels angeblicher Parkplatzschwund
DerGewerbeverband spricht imAbstimmungskampf von Parkplatzvernichtung – verschweigt aber, dass neue Parkhäuser gebaut werden.

DerBaslerGewerbeverbandwill
denParkplatzabbaubekämpfen.
Die Initiative«Parkieren für alle
Verkehrsteilnehmer» kommt
am9.Februar zurAbstimmung.
Unter anderem wird gefordert,
dass es auf öffentlichemGrund
«ausreichend Parkplätze» für
denVeloverkehrunddenmoto-
risierten Individualverkehrgibt.
Zudemsoll bei einerAufhebung
von Parkplätzen auf öffentli-
chem Grund in einem Radius
von 200Metern «ein qualitativ
wie quantitativ gleichwertiger»
Parkplatz geschaffenwerden.

AnderPressekonferenzver-
anschaulichte derGewerbever-
banddenParkplatzschwundan-
hand einer Grafik. In den ver-
gangenen 15 Jahren seien der
autofeindlichenPolitik imStadt-
kanton rund 3000 Parkplätze
zumOpfer gefallen. «Die Park-
platzsituation ist prekär», heisst
es auch inder verbandsinternen
Zeitschrift zu den Verkehrsini-
tiativen. Untersuchungen zeig-
ten, dass inTeilendesGundelis,
imSt.Johann sowie imKleinba-
sel die Parkplatzauslastung auf
Allmend während den Tages-
spitzen über 100 Prozent liege.
«Grund dafür ist der massive
Parkplatzabbau der vergange-
nen 20 Jahre.»

Initiativgegnerwerfen
GewerbeverbandLügevor
Nunzeigt sich:DerGewerbever-
band weist nur die Zahlen der
verschwundenenParkplätzeauf
derAllmendaus. In seinerKam-
pagne kommt nicht zum Aus-
druck, dass im gleichen Zeit-
raumdie Zahl der Parkplätze in
den Parkhäusern gestiegen ist.
So sind zwischen 2000 und
2015 sechsneueöffentlichePar-
kings in der Stadt entstanden:
DasBahnhofSüd (100Parkplät-
ze), Centralbahn (413), Clara-

matte (270), Stücki (825), St. Ja-
kob (680) und M-Parc (500).
Insgesamt sind dies über 2700
Parkplätze.Die gesamteAnzahl
öffentlicher Parkplätze ist dem-
nachnurmarginal zurückgegan-
gen.Damitnicht genug,werden
sich dieGegner der Verkehrsin-
itiativen sagen.DieZahlder pri-
vaten Parkplätze ist nämlich in
dergleichenPeriode starkange-
stiegen und liegt mittlerweile
bei rund 110000. «Insgesamt
wurden in den Jahren 2000 bis
2015etwa6000neueParkplät-
ze auf Privatareal geschaffen»,
schrieb die Regierung im No-
vember 2017 in einer Antwort

auf eine Interpellation von
LDP-GrossratHeiner Vischer.

Die Initiativgegner ärgern
sich über die Abstimmungspro-
pagandadesGewerbeverbands.
Grünen-Grossrat Raphael Fuh-
rer, der die parlamentarische
Umwelt- undVerkehrskommis-
sion präsidiert, sagt: «Der Ge-
werbeverband baut seine Kam-
pagne auf einer Lüge nach der
anderen auf.» Dies sei surreal,
weil der genau gleiche Verband
der Staatskanzlei Einseitigkeit
vorwerfe, wenn es um die Ab-
stimmungsunterlagenginge (bz
vomFreitag). Der Gewerbever-
band wehrt sich seinerseits ve-

hement gegendieUnterstellun-
gen Fuhrers. Patrick Erny, im
Verband zuständig für Politik,
sagt: «Die Initiative ‹Parkieren
für alleVerkehrsteilnehmer›be-
zieht sich auf die Verfügbarkeit
oberirdischerParkplätzeaufAll-
mend.» Raphael Fuhrer vermi-
sche da Äpfel mit Birnen. Bei
den neuen Parkhäusern handle
es sich grossmehrheitlich um
Einkaufszentren am Stadtrand,
die«inkeinsterWeise einenEr-
satz für aufgehobeneParkplätze
in den Quartieren darstellen
können.» Parkings seien ja
grundsätzlich sinnvoll undwün-
schenswert, sagt Erny. Aber die

kostengünstigerenQuartierpar-
kingswürden eben auch von je-
nen Kreisen bekämpft, welche
gegen die «Zämmebesser»-In-
itiativen des Gewerbeverbands
ins Feld ziehenwürden.

Dies wird Fuhrer nicht be-
streitenkönnen.Vielmehrhat er
sich aber vorgenommen, gegen
das Narrativ der Parkplatznot
anzutreten,mitdemderGewer-
beverbandaufStimmenfangge-
henwill. «Wirhaben60Prozent
mehr Parkplätze als Autos mit
BS-Nummernschild.»Das seien
definitiv genug,meint er.

Leif Simonsen

Zwischen 2000 und 2015 wurden in Basel fünf Parkhäuser errichtet – mit insgesamt über 2700 Parkplätzen. Bild: Juri Junkov (17. Januar 2019)

6000
private Parkplätze sind in

Basel-Stadt zwischen dem

Jahr 2000 und 2015

entstanden.

60%
mehr Parkplätze als Autos

mit BS-Nummernschild

gibt es in Basel-Stadt.
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Die Basler Stimmbevölkerung
lehnt die beiden Initiativen des
Gewerbeverbands Basel-Stadt
deutlich ab. Die Initiative «Par-
kieren für alle Verkehrsteilneh-
mer»mit 58 Prozent und die In-
itiative «Zämme fahre mir bes-
ser!» mit rund 65 Prozent. Der
Gegenvorschlag zu letzterer Ini-
tiative erfuhrmit 53 Prozent eine
knappeMehrheit.Ausgedeutscht
auf die Initiativen «Parkieren für
alleVerkehrsteilnehmer» bedeu-
tet das, dass die Regierung wei-
terhin oberirdisch Parkplätze auf
derAllmend aufheben kann. Die
Initiative wollte im Gesetz ver-
ankern, dass für jeden aufge
hobenen Parkplatz im Umkreis
von 200 Metern ein Ersatz hätte
geschaffen werden müssen.

Die Initiative «Zämme fahre
mir besser!» wollte erreichen,
dass dermotorisierte Individual-
verkehr nicht mehr gegen ande-
re Verkehrsteilnehmer wie
Trams,Velofahrer oder Fussgän-
ger ausgespielt wird. Dies sollte
zur Verhinderung von Spurre-
duktionen wie zuletzt am Was-
gen- oder Luzernerring führen.
Ebenso wollte die Initiative ver-
hindern, dass Dosierstellen mit
langen Wartezeiten an Rot-
lichtern geschaffen werden, um
die Autos an einer raschen Ein-
fahrt in die Stadt zu hindern.Da-
rüber hinaus sollte das Reduk-
tionsziel vonminus zehnProzent
Autofahrten aus dem Umwelt-
schutzgesetz gestrichenwerden.

«Bewusst gelogen»
DerGegenvorschlag, den die rot-
grünen Parteien im Grossen Rat
zusammen mit der GLP ge-
schmiedet haben, streicht zwar
diese minus zehn Prozent aus
dem Gesetz, verlangt aber eine
Stagnation beim Verkehrsauf-
kommenvonAutos und Lastwa-
gen in der Stadt. Zudem soll der
Autoverkehr bis 2050 «umwelt-
schonend» erfolgen.

Dieser letzte Abschnitt führte
in denAbstimmungsdebatten zu
heftigen Diskussionen. Die Be-
fürworter der Initiativen leiteten

ab, dass der Gegenvorschlag
Autos mit Benzin- und Diesel-
motoren künftig verbieten wol-
le und dass Einzelpersonen
Autos nicht mehr besitzen dür-
fen. SP-Bau- undVerkehrsdirek-
tor Hans-Peter Wessels, sagt,
dass diese Aussagen «blank und
bewusst gelogen» seien. «Jeder,
der das Abstimmungsbüchlein
oder die NZZ gelesen hat, weiss,
dass das nicht stimmt.»Wessels
interpretiert die Ablehnung so,
dass die Basler Bevölkerung es
nicht gewünscht hat, dass der
Gewerbeverband einen «Klein-
krieg gegen die städtische Bevöl-
kerung führe». Mit Hinblick auf
die Umsetzung des Gegenvor-
schlags, der eine Stabilisierung
des automobilen Verkehrsauf-
kommens trotz Wachstums von
plus 40000 Arbeitsplätzen und
20 000 Einwohnern in den
nächsten Jahren fordert, sagt
Wessels: «Ein Blick auf Zürich
genügt, um zu beantworten,wie
wir das umsetzen können. Wir
müssen den ÖV und die S-Bahn
ausbauen sowie die Velofahrer
fördern, dann könnenwir dieses
Wachstumbewältigen, ohne dass
derAutoverkehrwächst.» Das sei
eigentlich nichts Neues in der
Basler Verkehrspolitik.

Autosharing fördern
Für Lisa Mathys, SP-Grossrätin
und Co-Präsidentin im Komitee
des Gegenvorschlags, zeigt die
Ablehnung der Initiativen und
die Annahme des Gegenvor-
schlags, dass die Bevölkerung
sich Lebensqualität wünsche.
«Der Platz gehört den Leuten
und nicht parkiertenAutos.» Die
Annahme des Gegenvorschlags
bedeute, dass jetzt innovative
Modelle wie Autosharing geför-
dert werden müssten. Die Autos
müssten besser ausgelastet sein.
Es sei erklärtes Ziel, dass die Leu-
te nicht auf ein eigenes Auto an-
gewiesen seien. «Das gilt es mit
Modellen derart zu fördern und
zu lenken, dass in diese Richtung
ein Wandel stattfinden kann.
Verbote, wie die Initiativbefür-
worter das erzählt haben, stre-
ben wir aber sicher nicht an.»

Abfuhr an die Initiativen des Gewerbeverbands
Abstimmungen Die Stimmbevölkerung beschert den beiden Initiativen «Zämme fahre mir besser!» sowie «Parkieren für alle
Verkehrsteilnehmer» eine Niederlage. Der rot-grüne Gegenvorschlag aus dem Grossen Rat ist angenommen.

Was für einWahlsonntag in
Basel, was für ein grosser Sieg
für die Linken! Die beiden
Verkehrsinitiativen des Gewer-
beverbands sind an der Urne
versenkt worden, und als
Krönung wurde sogar dem
umstrittenen Gegenvorschlag
grünes Licht erteilt.

Den klaren Zahlen ging ein
bemerkenswert gehässiger
Abstimmungskampf voraus, bei
dem der Anstand mitunter
aussen vor blieb. Regierungsrat
Hans-PeterWessels beispiels-
weise betitelte den Gewerbe-
verband als reaktionär und
inkompetent; solche Angriffe
sind eines Magistraten unwür-
dig. Doch auch die Rechten

sorgten mit spitzen Bemerkun-
gen immerwieder für eine
aufgeladene Atmosphäre; in
ihrerWahrnehmung musste die
zunehmende Verteufelung des
Autos unbedingt gebremst
werden. Erreicht haben sie
nichts, wieder einmal.

Dass in Basel derart heftig über
die Initiativen gestritten wurde,
war aber nicht nur den Launen
der Politiker geschuldet. Die
Texte der Vorlagen sind mitt-
lerweile derart juristisch ge-
färbt und kompliziert darge-
stellt, dass der Spielraum für
Interpretationen schlicht zu
gross geworden ist. Nur so ist
zu erklären, dass Hans-Peter
Wessels am Sonntagmittag

gegenüber der BaZ sagen
konnte: «Der Gewerbeverband
hat bei den Initiativen blank
und bewusst gelogen.»

Wer alle ideologischen oder
beinahe religiös anmutenden
Theorien weglässt, stellt fest:
Die Vorlage des Gewerbever-
bandes kam in einem schlech-
ten Moment. Der Zeitgeist ist
grün. Und er ist zu Recht grün,
denn der Klimawandel ist keine
politische Lappalie, sondern
eine Jahrzehnt-Aufgabe, die alle
Politiker,Wirtschaftsführer,
Wissenschaftler und Forscher
auf der ganzenWelt vor eine
gewaltige Herausforderung
stellt. Der Klimawandel ist
längst in den Köpfen der Basler

Stimmbürgerinnen und
Stimmbürger angekommen.

Und jetzt? Der Erdrutschsieg
bestärkt die Linken in ihrer
Linie: Förderung des ÖV,
Förderung des E-Mobils, des
selbstfahrenden E-Mobils.
Förderung der unterirdischen
Parkplätze. Der Gewerbever-
band dagegen hat einen schwe-
ren Stand. Der Zeitgeist ist
bemerkenswert grün. Er wird
es auf Jahre hinaus bleiben.

Bemerkenswert gehässig – bemerkenswert grün
Kommentar

Marcel Rohr
BaZ-Chefredaktor

Gewerbeverbandsdirektor Gabriel Barell (Interview Seite 21) und Gewerbeverbandspräsident Marcel Schweizer zeigen sich enttäuscht.
Regierungspräsidentin Elisabeth Ackermann und Verkehrsdirektor Hans-Peter Wessels (von rechts) gehören zu den Gewinnern. Foto Pino Covino

Der gegenwärtige politische
Trend ist klar: Grün ist im
Trend und eilt derzeit bei
eidgenössischen, kantonalen
und kommunalenWahlen von
Sieg zu Sieg. Demgegenüber
scheint es, als ob die SVP
tatsächlich ihren Zenit über-
schritten hätte. Diesem Trend
sind amWochenende auch die
Gemeindewahlen im Kanton
Baselland gefolgt. Selbstver-
ständlich dürfen die Gemeinde-
wahlen als politisches Barome-
ter nicht überschätzt werden
sollten. Gewisse Schlüsse
lassen sie aber gleichwohl zu.

Klar hat auch dieses Resultat
mit der gegenwärtigen politi-
schen Grosswetterlage, bezie-
hungsweise mit der Klimadis-
kussion zu tun. Allerdings hat
sich diese mittlerweile als
nachhaltig erwiesen. Und wer

glaubte,diese ausblenden zu
können, riskiert nun, von den
Wählerinnen undWählern
vergessen oder abgestraft zu
werden. Die einst erfolgsver-
wöhnte SVP hat jedenfalls im
Baselbiet auch auf kommunaler
Ebene den Nimbus der Sieger-
partei verloren.

Vor vier Jahren war es der SVP
gelungen, sich im mittleren
und unteren Baselbiet grossflä-
chig auch in den Gemeinden zu
etablieren. Jetzt befindet sie
sich auf breiter Front auf dem
Rückzug. Das zeigt sich vor
allem in den Gemeinden Fren-
kendorf und Binningen. In
Frenkendorf wird der gegen-
wärtige geschäftsführende
SVP-Fraktionschef im Landrat,
Andi Trüssel, als Gemeinderat
abgewählt, während Landrätin
MirjamWürth (SP) dort den

Einzug in die Gemeindeexeku-
tive schafft. In Binningen
verliert SVP-Gemeinderat
Christoph Anliker seinen Sitz
an die grüne Landrätin Rahel
Bänziger. Die populäre Natur-
wissenschaftlerin und Flugha-
fen-Kritikerin kandidierte
schon vor vier Jahren für den
Binninger Gemeinderat, blieb
aber damals chancenlos. Jetzt
ist die Zeit reif für sie.

Betrachtet man die fünf Ein-
wohnerräte im Kanton, diejeni-
gen von Binningen, Allschwil,
Reinach, Pratteln und Liestal,
dann ist der Trend noch ausge-
prägter. Die SVP verliert insge-
samt zehn Sitze in den Ein-
wohnerräten, und die Grünen
gewinnen satte zwölf hinzu.
Dazu kommen noch netto plus
zwei der Grünliberalen. Der
Prattler Einwohnerrat erhält

eine links-grüne Mehrheit. Da
scheint es fast verkraftbar, dass
«Frischluft» – so nennen sich
die Grünen in Arlesheim –
einen Gemeinderatssitz an eine
Unabhängige verloren hat.

Hingegen kann nicht von
einem Sieg des rot-grünen
Lagers im Baselbiet die Rede
sein. Dafür schneidet die SP
insgesamt zu schlecht ab. Zwar
konnten die Sozialdemokraten
da und dort bei den Exekutiv-
wahlen Erfolge verbuchen. Von
MirjamWürths Einzug in den
Frenkendörfer Gemeinderat
war schon die Rede. Und im
Kantonshauptort Liestal ver-
mochte die SP ihren zweiten
Stadtratssitz nach dem Rück-
tritt des populären Franz
Kaufmann geradezu mühelos
gegen einen freisinnigen An-
griff zu verteidigen.

Ansonsten ist bei der SP bei der
SP aber Magerkost angesagt. In
den fünf Einwohnerräten
mussten sie gesamthaft vier
Verluste hinnehmen. Von
einemWahlsieg kann unter
diesen Umständen nicht die
Rede sein – auch im Verein mit
den Grünen nicht.

Ähnlich wie bei der SP – und
dies nicht zum ersten Mal bei
Wahlen in der jüngeren Zeit
– sieht es bei den Freisinnigen
aus. «Knapp gehalten» oder
«mit einem blauen Auge davon
gekommen» hiess es oft bei der
FDP. Auch sie geht aus den
Einwohnerratswahlen mit
einer Bilanz von minus vier
hervor. In Liestal war ein zwei-
ter Stadtratssitz ausser Reich-
weite. Zwar versuchte der
freisinnige Stadtpräsident
Daniel Spinnler den Schaden

einzugrenzen, indem er die
Bedeutung des Parteibuches
für die Exekutive relativierte.
Dies ist insofern ein schwacher
Trost, als die Bürgerlichen in
Liestal schon seit längerer Zeit
etwas angezählt wirken.
Schliesslich kann man noch
zweierlei festhalten: Die klei-
nen Parteien in der Mitte, die
CVP und die EVP, können ihren
Besitzstand, dabei erweist sich
die BDP resistenter als erwar-
tet. Und Neuparteien wie die
AVP in Allschwil haben es
schwer, wie Gemeinderat
Klauser erfahren musste.

Baselbieter Gemeindewahlen folgen dem nationalen Trend
Grosswetterlage Die Grünen verzeichnen fast überall Gewinne, von einem rot-grünenWahlsieg kann allerdings nicht die Rede sein.

Thomas Gubler
Redaktor Basler Zeitung
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Herr Barell,Verkehrsdirektor
Hans-PeterWessels sagt, dass
der Gewerbeverbandmit seinen
Initiativen einen Kleinkrieg
gegen die städtische Bevölke-
rung geführt habe.Was
entgegnen Sie?
Der Begriff Kleinkrieg ist abso­
lut deplatziert. Im Übrigen ka­
men die Initiativen nicht nurvon
uns, sondernwaren inWirtschaft
und bürgerlichen Parteien breit
abgestützt. Uns ging es um eine
grundsätzliche Ausrichtung der
BaslerVerkehrspolitik.Wirwoll­
ten einen Paradigmenwechsel
herbeiführen, weg von einem
gegenseitigen Ausspielen der
verschiedenen Verkehrsteilneh­
mer. Mit einem Kleinkrieg hat
das nichts zu tun. Unsere Mit­
glieder haben Probleme. Die
einen wollen zu ihren Kunden

fahren und stehen im Stau. Die
anderen wollen bei den Kunden
oder vor ihrem Geschäft parkie­
ren und können das nur unter
erschwerten Bedingungen tun.

Wie interpretieren Sie die
klaren Niederlagen bei den
Initiativen?
Eine Rolle gespielt haben sicher
die generelle Klimadiskussion
und die Tatsache, dass ein
Gegenvorschlag vorlag – auch
wenn dieser denAnliegen der In­
itiative nicht entsprach. Trotz­
dem zeigt der Gegenvorschlag,
dass mit der Aufhebung des Re­
duktionsziels von minus zehn
Prozent am einen oder anderen
Ort wieder etwas mehr Spiel­
raum besteht, um die massiven
Einschränkungen gegenüber
dem Individualverkehr nicht
mehr in diesem Rahmen durch­
zuziehen wie zuvor.

Sie sprechen die Dosierstellen
an Rotlichtern an,welche die
Autos von aussen nur noch
tropfenweise in die Stadt lassen
wollen?
Das könnte ein Punkt sein.Auch
andere Umgestaltungsprojekte
befinden sich in Umsetzung.
Die Befürworter des Gegen­
vorschlagswollen, dass derAuto­
verkehr stagniert. Sie haben auch
zwei Vorstösse gemacht, in
denen sie mehr Parkplätze für
das Gewerbe fordern sowie dass
Private pro neu gebauter Woh­
nung auch zwei, anstatt nur
einen unterirdischen Parkplatz
bauen dürfen. Letzteres forder­
tenwir schonvor acht Jahren.Die
gleichen Kreise haben das da­
mals abgelehnt. Da werden wir
die Befürworter des Gegenvor­
schlags beimWort nehmen und
alles daran setzen, dass das so
umgesetzt wird.

Sie haben gesagt, dasswenn
der Gegenvorschlag angenom-
menwird, dass dann der Besitz
vonAutos verbotenwerde und
man nichtmehr allein in einem
Auto fahren darf.Wessels
nannte das eine blanke Lüge.
Woher leiten Sie das ab?
Wir bezogen uns auf den Bericht
der Umwelt-, Verkehrs- und
Energiekommission. Aber wir
nehmen Regierungsrat Wessels
und die Befürworter des Gegen­
vorschlags nun beimWort, dass
der Privatbesitz und die indivi­
duelle Nutzung von motorisier­
ten Fahrzeugen nicht einge­
schränkt wird. Wir werden mit
Argusaugen die Beteuerungen
der Co-Präsidenten des Gegen­
vorschlags, LisaMathys und Da­
vidWüest-Rudin, verfolgen.

Sie haben diese beiden Initiati-
ven vor rund vier Jahren gestar-

tet. Die grüneWelle und die
Klimajugendwaren damals
noch nicht derart imHoch.
Spielte dieser Effekt den Initia-
tivgegnern in die Hand?
Dieser Übertrend hat eine gros­
se Rolle gespielt. Als wir die
Initiative lancierten, wurde die
Strasseninitiative des VCS mit
über 70 Prozent abgelehnt. Sie
forderte einen Abbau von rund
1500 Parkplätzen auf Allmend
und einseitige Massnahmen
gegen denmotorisiertenVerkehr.
Wir haben aber gemerkt, dass die
Regierung diese zwei Ziele ent­
gegen demVolkswillen umsetzt,
und haben die Initiativen lan­
ciert.Wenn das heute fünf Jahre
später anders aussieht, dann hat
das sicher auch mit dem Mega­
trend derKlimabewegung zu tun.

Man könnte die Niederlage der
Zämme-besser-Initiativen auch

so auslegen, dass sich der
Gewerbeverband Basel-Stadt
ins eigene Bein geschossen hat,
indem nämlich die Basler
Stimmbevölkerung dem härte-
ren Gegenvorschlag zum
Durchbruch verholfen hat.Wie
schätzen Sie das ein?
Vermutlich wäre diese Entwick­
lung ohnehin so gekommen.
Aber wenn die Befürworter des
Gegenvorschlags Wort halten,
dann können wir auch positive
Rückschlüsse aus den Initiativen
ziehen.Die ganzenDiskussionen
haben sicher auch zu einer
Sensibilisierung für dieAnliegen
der Gewerbetreibenden geführt.
Werden nun die Vorstösse für
mehr Gewerbeparkplätze und
mehr unterirdische Parkplätze
in denQuartieren umgesetzt,wie
sie die SP eingereicht hat, dann
war unser Engagement nicht
umsonst.

«Wir nehmen die Gegner beimWort»
Interview Der Basler Gewerbedirektor Gabriel Barell verlangt von den Initiativgegnern Taten bei der Umsetzung des Gegenvorschlags.

An diesemKonzertabend denken
alle ähnlich wie Jacqueline Ra­
phael, wenn sie sagt: «Elvis ist
wie ein bester Freund fürmich.»
Raphael ist Präsidentin des Elvis
Show Fan Club Basel und Elvis-
Fan seit 27 Jahren. Seine Musik
half der Mutter zweier Kinder
durch so manche schwere Zeit,
zumBeispiel, als sie vomKopf ab
gelähmt im Spital lag. «Die Ärzte
haben nicht daran geglaubt, dass
ichwieder laufen kann.Doch die
Songs von Elvis haben mir Kraft
gegeben», sagt sie.

Mittlerweile ist von der Läh­
mung nichts mehr zu merken.
Raphael organisierte amSamstag
im alten Kraftwerk ein Konzert,
an dem Musiker, die zu Lebzei­
ten des Sängers mit ihm auf der
Bühne standen, ihr Bestes gaben.
Mehrmals jährlich reist die Bas­
lerin mit Fans nach Memphis
und führt sie überGraceland, das
Anwesen, auf demElviswohnte.

Der King of Rock’n’Roll ist
auch heute noch für viele eine
Faszination. «King»wurde Elvis
gemäss seiner Cousine Donna
Presley, die auch bei der Show
dabei war, gar nicht gern ge­
nannt. «Für ihn gab es nur einen
König, und das war Jesus», sagt
sie. Die Fans sehen das anders:
Für sie ist und bleibt der Sänger
die Nummer 1. Und das obwohl
er seit 43 Jahren tot ist.

Dieselbe Blutgruppe
In seinen Fans lebt der Entertai­
ner weiter. «Ich versuche so zu
lebenwie Elvis», sagt RonaldWe­
ber,Diplom-Kaufmann aus Basel.
Er trägt seine Haare im Elvis-
Style und hat eine dunkle Brille
mit goldenem Rand aufgesetzt.
Für ihn ist die Zeit 1977 stehen
geblieben. Deshalb hat er auch
keinHandy, sondern benutzt ein
Wählscheibentelefon, und seine
Wohnung ist ganz imStil der50er-
und 60er-Jahre eingerichtet.

Durch Recherche hat Weber
herausgefunden, dass er und der
Künstler die gleiche Blutgruppe
haben.Und: Der gebürtige Deut­
sche ist in der Nähe des Ortes
aufgewachsen, in dem Elvis
seinenMilitärdienst absolvierte.

Der längste Elvis-Fan amKon­
zert istManfred Schmied (75) aus

Basel. Der Pensionär ist seit
65 Jahren Fan. «Als ich 10 Jahre
alt war, hatte ich vorne einen
Haarwirbel, der mich sehr ge­
stört hat, weil meine Haare im­
mer nach oben abstanden», er­
zählt Schmied. «Als ich zum Fri­
seur ging, meinte die Friseurin:
‹Das ist jetzt modern! Es gibt
einen Sänger, der trägt seine
Haare genau wie du!› So bin ich
zu Elvis gekommen.»

Als Teenager lernte er Gitarre
spielen und singen. Doch er
merkte schnell, dass man nicht
einfach jemanden kopieren kann.
Er gab auf und fokussierte sich
auf weitere Hobbys. Neben dem
amerikanischen Sänger sind Pal­
men seine grosse Leidenschaft.
«Auf Ibiza habe ich ein Hausmit
40 verschiedenen Palmenarten
im Garten.» Daheim in der
Schweiz nannte man in früher
den «Elvis von Muttenz».

Elvis im Bett
Heidi Grossberger und ihre
Freundin sind extra aus Nürn­
berg für das Konzert in Basel an­
gereist. Grossberger ist Hard­
core-Fan.Wieso sie so fasziniert
von Elvis ist? «Er ist einfach der
Schönste!», antwortet sie. Des­
halb hat sie auch einen lebens­
grossen Pappaufsteller des Kings
neben ihremBett stehen, schläft
auf einemKopfkissenmit seinem
Gesicht und hätte ihn – ganz
nach seinem Song «Let Me Be
Your Teddy Bear» – sehr gerne
als Teddybären.Die beiden Frau­
en haben sich sogar ein Freund­
schaftstattoo mit Bezug zu Elvis
stechen lassen.Das ist aber nicht
dasVerrückteste, das sie als Fans
getan haben. «Auf sämtlichen
Konzerten lassen wir die Deko
mitgehen», geben sie zu.

Die Begeisterung für Elvis’
Musik ist etwas das alle Fans ver­
bindet. «Das Schlimmste wäre,
wenn es seineMusik nicht gäbe»,
sagt IrisWahl, Fan-Club-Mitglied
aus Basel. «Sie schafft es, dass
wildfremdeMenschenvon über­
all her an Konzerten Schulter an
Schulter stehen oder sich in die
Arme fallen.Das ist ein unglaub­
liches Gefühl.»

Theresa Knothe

Man nannte ihn den «Elvis vonMuttenz»
Konzert Der King of Rock ’n’Roll lebt in seinen Fans auch 43 Jahre nach seinem Tod weiter.

«Er ist einfach der Schönste!», sagt Heidi Grossenberger (rechts – neben den Fans Sigmar, Michael und Steph) über ihr Idol Elvis Presley.

Auf Elvis und dessen Zeit getrimmt – mit Koteletten und grosser,
dunkler Brille: Urs Langenbach. Fotos: Florian Bärtschiger

Der 75 Jahre alte Manfred Schmied ist seit 65 Jahren Elvis-Fan. Man
nannte ihn früher den «Elvis von Muttenz».
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Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

«Andere Städte sind progressiver»
Alexander Erath, Professor für Verkehr an der FHNW, über die Auswirkungen der Verkehrsabstimmungen in Basel.

Leif Simonsen und Ben Rosch

HerrErath, bis 2050soll der
Verkehr inBasel-Stadt emis-
sionsarmsein.Dashabendie
Basler Stimmbürger inder
Abstimmungvom9.Februar
entschieden. Ist das ein
realistischesZiel?
Alexander Erath: Die techni-
schen Möglichkeiten sind vor-
handen. Andere grössere Städte
sind ja noch progressiver. Paris
strebt das Gleiche für 2030 an.
Man muss letztlich aber beden-
ken: Der Kanton Basel-Stadt hat
nicht viele Hebel dafür, den Ver-
kehr zu beeinflussen. Er kann
Parkplätze aktiver bewirtschaf-
ten oder abbauen oder die Auto-
steuer anheben. Eine effiziente
Variante wäre auch Road-Pri-
cing. Das bedeutet, dass es teu-
rer wird, zu Stosszeiten in die
Stadt zu fahren (siehe Text
unten). Aber in der kleinräumi-
gen Umgebung mit dem angren-
zenden Baselland und dem Aus-
land ist eine Umsetzung nur in
Zusammenarbeit denkbar.

MankannauchdieVelos
fördern.Wiegelingt dies?
Man kann die subjektive Sicher-
heit erhöhen, etwa indem man
die Velostreifen erhöht, wie es
beispielsweise auf der Wett-
steinbrücke der Fall ist, oder
man kann einen Puffer zwischen
Velostreifen und Autostreifen
bauen, etwa Parkplätze oder He-
cken. Oder man erhöht die ob-
jektive Sicherheit auf den Kreu-
zungen – dort, wo die Gefahr
tatsächlich am grössten ist. Das
hat Folgen. Wenn mehr Velos
unterwegs sind, gibt es mehr
Überholvorgänge, was wieder-
um mehr Platz braucht. Das se-
hen wir beispielsweise bei der
Viaduktstrasse. Dort überholen
sich Velofahrende zu den Haupt-
verkehrszeiten häufig und wa-
gen sich dafür in die Fahrspur
von Autos und Bussen, was ge-
fährlich ist. Langfristig müssen
wir also an verschiedenen Stel-
len im Netz eine separierte Velo-
infrastruktur haben.

DieBasler Stimmbürger
habenaberdenVeloringvor
drei Jahrenabgelehnt.
Einzelne Teile davon sind je-
doch sinnvoll und werden weiter
verfolgt. Nehmen wir die Via-
duktstrasse, das alte Bahnvia-
dukt zum Beispiel: Dieses zu
verbreitern, wäre sehr teuer.
Wenn wir den Veloverkehr von

diesem Viadukt über den Zolli
leiten, dann entlasten wir auch
noch den Centralbahnplatz, wo
heute Fussgänger und Velofah-
rer ein Riesen-«Gnusch» ma-
chen.

DieVerkehrsdebattewird
heute sehr emotional ge-
führt. Es scheint, als hätte
jeder eineeigeneMeinung.
Das liegt daran, dass jeder von
sich ausgeht. Wir verallgemei-
nern unsere Wahrheit. Weil wir
ein gewisses Alter haben, an
einem bestimmten Ort wohnen
oder als Kind gar nicht Velo ge-
fahren sind. Ich rege an, den
Blickwinkel zu verändern, auch

mal mit dem Auto unterwegs zu
sein. Umgekehrt können dieje-
nigen, die mit dem Auto unter-
wegs sind, vielleicht auch ver-
stehen, warum sich die Velofah-
rer so benehmen: Weil sie zu
wenig Platz haben oder Rot-
lichter für sie teilweise keinen
Sinn ergeben, zum Beispiel beim
Rechtsabbiegen.

WelcheStädte sollte sich
Basel alsVorbildnehmen?
Die verkehrstechnische Vorzei-
gestadt schlechthin gibt es nicht.
Wenn wir an den Veloverkehr
denken, sind es sicher die oft
zitierten holländischen Städte
oder Kopenhagen. Diese zeich-

nen sich dadurch aus, dass die
Velostreifen getrennt sind und
sich die Velofahrer auf den Kreu-
zungen sicherer fühlen. Sie ha-
benauchmehrPlatz fürVelopar-
kierung, grüne Wellen an den
Ampeln sowie Abfalleimer für
Velofahrer. Aber ich will Basel
nicht schlechtreden. Im Ver-
gleich zu vielen Städten haben
es die Velofahrer sehr gut hier.

Welcheswarendie grossen
Versäumnissebei derBasler
Verkehrsplanung?
Interessant ist ja, dass man in
den 1960er-Jahren die autoge-
rechte Stadt und Teile des soge-
nannten Leibbrand-Plans im

Wissen gebaut hat, dass der öf-
fentliche Verkehr weniger Raum
benötigt als die Autos. Man hat
überdies zu wenig überlegt, dass
die Ringstrassen eine Trennwir-
kung haben. Man verliert Zeit,
beim Spalentor öfters länger als
eine Minute, die bei starkem
Verkehr und schlechtem Wetter
natürlich als länger wahrgenom-
men wird. Man hatte den Zeit-
gewinn über die neu gebauten
Achsen im Fokus, vergass aber,
dass es einen Zeitverlust gibt,
wenn man diese Achsen queren
will.

Wieweitweg sindwir vom
selbstfahrendenAuto?
Die Marktdurchdringung des
selbstfahrenden Autos passiert
schneller als diejenige von nor-
malen Autos. Schon heute kann
man sich bei Tesla ein Auto be-
stellen, welches bezüglich Sen-
sorik und Rechenpower schon
alles hat, um später durch ein
Softwareupdatezueinemselbst-
fahrenden Auto zu werden. Bis
es aber so weit ist, dass man völ-
lig selbstfahrende Autos hat,
wird es noch Jahrzehnte gehen.
Schneller wird es gehen, bis wir
selbstfahrende Autos haben, die
eine bestimmte Strecke zurück-
legen können – wenn auch nicht
bei allen Wetterverhältnissen.
Und das ist es, was ein öffentli-
cher Verkehrsbetreiber braucht.
Er braucht keines, das auf jedem
kleinen Feldweg fahren kann,
sondern auf einer vorgegebenen
Strecke.

Vielefinden, dasswirum-
denkenmüssen.Wegdavon,
immermobil sein zuwollen.
Für mich ist es kein Ziel, dass wir
möglichst viele Kilometer ab-
spulen in den 80 bis 90 Minu-
ten, die wir im Schnitt pro Tag
unterwegs sind. Ziel muss sein,
dass wir in dieser Zeit möglichst
viele verschiedene Aktivitäten
durchführen können. Wir dür-
fen aber nicht nur auf den Ver-
kehr schauen. Je dichter wir
bauen, desto eher kann ich an
einem Tag ins Kino, in die Bib-
liothek und zum Einkaufen,
ohne viele Kilometer zurückzu-
legen. Ich finde: Wir sollen
wachsen, aber ressourceneffizi-
ent. Dabei richtet sich der Fokus
automatisch auf das Auto. Die-
ses ist, egal ob es mit Elektro-
motor läuft oder mit Benzin,
bezüglich des Energiever-
brauchs rund dreissig Mal res-
sourcenintensiver als ein Velo.

Verkehrsprofessor Erath fordert mehr Sicherheit für Velofahrer, vor allem auf Kreuzungen Bild: K. Nars

Mehr bezahlen zu Stosszeiten: Wessels erwägt Pilotprojekt
Mobility Pricing Wer morgens
oder abends zur Rushhour auf
den Strassen in und um Basel
unterwegs ist, der kennt die Si-
tuation. Als Autofahrer ist man
im Schritttempo unterwegs, als
ÖV-Benutzer kann man von
Glück sprechen, wenn man
einen Sitzplatz bekommt.

Die Situation ist in der gan-
zen Schweiz ähnlich. Deshalb
hat der Bund im Dezember
kommuniziert, dass er das Kon-

zept des sogenannten Mobility
Pricings in verschiedenen Städ-
ten in der Schweiz prüfen will.
Das bedeutet, dass die Autofah-
rer und ÖV-Benutzer, die in den
Stosszeiten unterwegs sind,
mehr bezahlen müssten. Ein
erster theoretischer Test im
Kanton Zug hat gezeigt, dass
sich das Verhalten der Verkehrs-
teilnehmer übers Portemonnaie
steuern lässt. Der öffentliche In-
dividualverkehr kann in der

Hauptverkehrszeit zwischen 9
und 12 Prozent gesenkt werden,
der öffentliche Verkehr zwi-
schen 5 und 9 Prozent.

Basel-Stadt fällt demnächst
einenEntscheid
Der Bund kam zum Schluss,
dass Mobility Pricing die Ver-
kehrsprobleme in der Schweiz
entschärfen könnte. Allerdings
betonte er, dass dies ohne die
Kantone und Gemeinden nicht

möglich sei. Ein offenes Ohr fin-
det er nun offenbar in Ba-
sel-Stadt. Der Baudirektor
Hans-Peter Wessels (SP) sagt
auf Anfrage: «Der Bottom-up-
Ansatz beim Mobility Pricing
könnte auch für die Region Ba-
sel interessant werden.»

Simon Kettner, Leiter Mobi-
litätsstrategie beim Kanton Ba-
sel-Stadt, ergänzt, man erwäge
derzeit einen Pilotversuch. An-
schauungsmaterial könnten an-

dere Städte liefern – verbreitet
sind die erhöhten Gebühren zu
Stosszeiten vor allem für die
Autofahrer. In Stockholm, Lon-
don oder Singapur gibt es bereits
das sogenannte «Road Pricing».
Diese Städte haben damit gute
Erfahrungen gemacht und einen
Rückgang an Verkehrsstau bei
gleichzeitig steigender Bevölke-
rungszahl verzeichnet. Simon
Kettner sagt, man werde sich
«in den nächsten Monaten»

überlegen, wie ein Pilotversuch
in Basel-Stadt aussehen könnte.
Bedenken hat er insbesondere
«aufgrund der engen Grenzen
des Stadtkantons», wie der Lei-
ter Mobilitätsstrategie sagt.
Wenn Basel-Stadt das Mobility
Pricing einführen will, müssen
Baselland und das grenznahe
Ausland eben auch mit an Bord
sein.

Leif Simonsen

Nachrichten
Sohnprangert
Haftbedingungenan

Pratteln Im Dezember wurde
der Prattler Musiker Yilmaz Ce-
lik in der Stadt Tunceli in der
Osttürkei festgenommen. Wie
sein Sohn Asmen Celik der
«Schweiz am Wochenende» be-
richtet, haben sich die Haftbe-
dingungen stark verschlechtert.
Celik würde Post vorenthalten,
täglich werde sein Zellenabteil
penibel durchsucht. Zudem
habe er ein Disziplinarverfahren
am Hals, weil er bei einem Tele-
fonat Deutsch gesprochen habe.
Wegen der Missstände habe er
das Eidgenössische Departe-
ment für auswärtige Angelegen-
heit informiert. Yilmaz Celik,
der nur den Schweizer Pass be-
sitzt, wird vorgeworfen, Mit-
glied einer linksgerichteten Or-
ganisation zu sein und Propa-
ganda betrieben zu haben. Er
soll im März einem Gericht vor-
geführt werden. Laut dem Sohn
hat sich Yilmaz Celik nicht poli-
tisch engagiert. (bwi)

Verletzter nachBrand in
WohnungamSchorenweg

Feuer Am Freitagnachmittag
hat es am Schorenweg in einer
Wohnung im 9. Stock in einem
der beiden neuen Hochhäuser
gebrannt. Der Wohnungsinha-
ber versuchte vergeblich, die
Flammen zu löschen. Dabei
habe er sich leicht verletzt. (saw)

Grünenominieren
ElisabethAckermann

Regierung Die Grünen Ba-
sel-Stadt haben ihre Parteikolle-
gin Elisabeth Ackermann zur
Wiederwahl als Basler Regie-
rungspräsidentin nominiert. Die
Nomination für die Gesamt-
erneuerungswahlen vom 25.
Oktober erfolgte laut Mitteilung
der Partei vom Freitag einstim-
mig. Ackermann ist seit 2017
Regierungspräsidentin des
Stadtkantons. (saw)

Links-Grünverzichtet auf
Präsidiumskandidatur

Gemeinderat Obwohl die Linke
ab Juli im Prattler Gemeinderat
in der Mehrheit ist, verzichtet sie
darauf, dem amtierenden Ge-
meindepräsidenten Stephan
Burgunder (FDP) das Amt strei-
tig zu machen. Mit den Neuen
Marcial Darnuzer (SP) und Phi-
lipp Schoch (Unabhängige/Grü-
ne) sowie den Bisherigen Chris-
tine Gogel (SP) und Roger
Schneider (U/G) verfügt Links-
Grün nun über vier der sieben
Mandate. (stz)
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Martin Furrer

Viele Autofahrer kennen ein täg-
liches Ritual: Den Kampf um
einen freien Parkplatz auf derAll-
mend in Basel-Stadt. Das wird
auch künftig so sein, wie SP-
Verkehrsdirektor Hans-Peter
Wessels am Freitag verkündete:
«Parkplätze imöffentlichenStras-
senraum werden unter Druck
bleiben, wie überall in Europa.»

Dass der Druck nicht ab-
nimmt, ist kein Naturgesetz,
sondern politische Absicht der
Basler Regierung. «Wären die
Parkplätze bloss zu 50 Prozent
ausgelastet, würde dadurch
Mehrverkehr angezogen», sagt
Wessels. «Hätten wir eine Aus-
lastung von über 100 Prozent,
entstünde hingegen Suchverkehr
in den Quartieren. Wir zielen
deshalb auf eineAuslastung von
90 bis 95 Prozent.»

124 Parkplätze weniger
Gemäss dem am Freitag ver
öffentlichten Parkplatz-Kataster
gab es in Basel-Stadt am Stichtag
13. November 2019 im öffent
lichen Raum insgesamt 27374
Parkplätze – das sind 124weniger
als Ende 2017.

Den Rückgang erklärt das Bau-
und Verkehrsdepartement unter
anderem mit der Aufhebung der
Parkflächen über dem Birsig, die
dem Hochwasserschutz zum
Opfer gefallen sind, und Ummar-
kierungenvonAuto- inVelo- oder
Motorrad-Parkplätze in Wohn-
quartieren aufgrund von Begeh-
ren derAnwohner. Zwischen 2017
und 2019 haben die Behörden im
Gegenzug 340 neue Zweirad-
Parkplätze geschaffen.

Während oberirdische Park-
plätze auf derAllmend ein relativ
knappes Gut bleiben, gibt es auf

Privatarealen mehr Parkplätze.
Etwa 1200 zusätzliche Parkier-
möglichkeiten sind in den ver
gangenen zwei Jahren unter an-
deren bei der Firma Bell an der
Schlachthofstrasse (640 Plätze),
auf derErlenmatt (280 Plätze) und
in einer Wohngenossenschaft an
der Belforterstrasse (55 Plätze)
entstanden.

Aus der Tatsache, dass die Basler
Stimmbürger am 9. Februar die
Parkplatz-Initiativen deutlich ab-
gelehnt und einen Gegenvor-
schlag angenommen haben, der
den Autoverkehr auf den städti-
schen Strassen beschränkenwill,
ziehtWessels zwei Schlüsse.

«Wir werden im Jahr 2050
etwa gleich viele Autos in Basel-

Stadt habenwie heute», soWes-
sels. «Und es dürfen auch in
Zukunft Parkplätze abgebaut
werden,wenn es gilt, die Sicher-
heit von Fussgängern und Velo-
fahrern zu gewährleisten.»

Wessels umriss anlässlich sei-
ner Medienkonferenz zur Park-
platz-Entwicklung die Politik der
Regierung folgendermassen:

«Wir wollen oberirdische Park-
plätze durch unterirdische
ersetzen.»

Den Bau von privaten Tief
garagen und sogenanntenQuar-
tierparkings will die Regierung
von Basel-Stadt finanziell vor al-
lem dort unterstützen, wo der
Leerbestand an Parkplätzen
unter zwei Prozent liegt.

Das ist inbesondere in denQuar-
tieren Klybeck, Clara und Wett-
stein der Fall. Das Geld dazu soll
aus demPendlerfonds kommen.
Dieserwird von Einnahmen aus
der Pendler-Parkkarte gespeist.

Allerdings gilt beim Bau von
Quartierparkings die einschrän-
kende Regel, dass imGegenzug in
einem Umkreis von 500 Metern
60 Prozent der neuen Parkplätze
imöffentlichen Strassenraumauf-
gehobenwerden müssen.

Die gesetzlichen Grundlagen
fürdieUnterstützung sind schon
vorbereitet: Die Regierung hat
den entsprechenden Ratschlag
zuhanden des Grossen Rates im
Oktober 2018 verabschiedet. Er
steckt derzeit in den Mühlen des
Parlaments.

Die Regierungwill ausserdem
Park-and-Ride-Anlagen jenseits
der Kantonsgrenze fördern. Ent-
sprechende Projekte sollen eben-
fallsmit Beiträgen aus demPend-
lerfonds unterstützt werden.

Park and Ride unterstützt
In den vergangenen Jahren hat
der Kanton Basel-Stadt den Bau
von Park-and-Ride-Anlagen be-
reits amBahnhof Saint-Louis, in
Lörrach-Haagen sowie in
Schopfheim-Westmitfinanziert.
Insgesamt sind dort so 875 Park-
plätze entstanden.

Nachdem die Regierung die
Preise fürAnwohner-Parkkarten
von 140 auf 284 Frankenverdop-
pelt hat, wurde laut Verkehrs
departement die «Verfügbarkeit
von Strassenparkplätzen in eini-
gen Quartieren besonders am
Abend verbessert».

Auf die Frage, ob der Preis für
die Karte gleich bleibe, antwor-
tete Wessels: «Im Moment be-
steht nicht dieAbsicht, den Preis
zu erhöhen.»

Die Parkkarte wird «imMoment» nicht teurer
Verkehr Regierungsrat Hans-Peter Wessels will die Parkplatznot in Basel-Stadt lindern,
indem der Kanton den Bau von privaten Quartierparkings finanziell unterstützt.

Parkplätze sind gefragt und tagsüber im Schnitt zu 85, abends zu 90 Prozent belegt. Foto: Nicole Pont

Am Hafenareal bewegt sich ein
buntes Völkchen, seit die Zwi-
schennutzer dort emsig ihre
Hütten bauen und in den Som-
mermonaten Partystimmung
verbreiten. Diese Idylle droht
nun aber wegzubrechen.

Der Stadtteilrichtplan für
Kleinhüningen-Klybeck sieht vor,
dass die Areale in den kommen-
den ein, zwei Jahrzehnten über-
bautwerden.Die Jungsozialisten
hingegen wehren sich entschie-
den gegen allzu viel Wohnen im
Hafenareal. Das machen sie mit
einer Initiative deutlich, die ab
heute Samstag imAmtsanzeiger
publiziert und im Internet auf-
geschaltet ist.

«Wir wollen Freiräume, Kul-
tur und gemeinnütziges Woh-
nen», sagt Nino Russano, Präsi-
dent Juso Basel-Stadt. EineQuar-
tierbefragung habe gezeigt, dass
diese Punkte wichtig seien.

Ein Park amRhein
So sei zwar imneuen Stadtricht-
plan Klybeck ein Park vorge
sehen, sagt Russano. Doch die-
sen wolle man ausgerechnet
nach hinten in den Hafenbahn-
hof verlegen. «Dort wird der
Lärm die Anwohner stören, und
es ist schattig, da er inmitten von
Gebäuden liegt.»

In diesem Quartier gehöre die
Luftqualität zu den schlechtesten
im Kanton. Umsowichtiger sei es,
Grün und Natur zu erhalten oder
wieder anzusiedeln, sagt Leoni
Bolz von der Juso. In den Genuss
von solcher Lebensqualität zu
kommen, stünde auchAnwohnern
des Klybeck-Quartiers zu, die
meist nicht vom Leben verwöhnt
seien. Daher sehe man in der Ini-
tiative auch einenPark inderGrös-
se des Kannenfeldparks direkt am
Rheinvor. «Dort könnteman ideal
auch eine strömungslose Bade-
möglichkeit einrichten», sagt Bolz.
Auch ein Beachvolleyball-Feld
schwebt den Jungsozialisten vor.

Ihre Forderung: Auf dem Ha-
fenareal sollen 50 Prozent der
Fläche mit Grünraum ausgestat-
tet werden, 20 bis 30 Prozent für
Gastronomie und Kultur frei und
der Rest mit gemeinnützigen
Wohnungen überbaut sein.

«Innovative Konzeptemachen
dasHerz dieserZwischennutzung
amRhein aus», sagt Philipp Schu-
ler. Darauf dürfe man keinesfalls
verzichten. Entschieden wehren
würde sich die Partei ebenfalls,
wenn die alternative Kultur ir-
gendwo an den Rand der Stadt
gezügelt würde.

Lea Levi setzt sich für die Be-
völkerung mit kleinem Budget

ein. «Wir brauchenmehr bezahl-
baren Wohnraum.» Es dürfe
nicht sein, dass schlussendlich
nur Gutverdienende an diesem
schönen Ort wohnen könnten.
30 Prozent der Fläche würde
6,9 Hektaren bedeuten.Dort sol-
le die Stadt Wohnraum für
3000 Personen mit kleinerem
Budget schaffen.

Ganz entschieden stellen die
Jungsozialisten fest: «Ein Rhein-
hattan II wollen wir nicht.» Vor
Jahren hatten sich die Linken
eisern gewehrt, als die Stadt ein
Szenario mit Wohntürmen im
Hafenareal vorgestellt hatte, das
imVolksmund schnell als Rhein-
hattan die Runde machte.

Kein einfacher Kampf
Die Pläne gehen jetzt wieder in
Richtung Überbauung – wenn
auch die Stadt, die den grössten
Teil des Bodens auf dem Hafen-
areal besitzt, vorsichtiger vor-
geht. Doch die Stadt wird Mühe
haben, der alternativen Szene die
Areale wieder zu entreissen. Zu
sehr hat sich die Subkultur mit
zugegebenermassen kreativen
Bauten und an Sommerabenden
guter Stimmung am Rhein ein-
gerichtet.

So verhehlen die Jungsozialis-
ten nicht, dass sie auf Kompro-

misse nicht einzugehen geden-
ken. «Es soll nicht noch mehr
Luxuswohnen entstehen.» Schon
im Klybeck, auf den verkauften
Arealen der Novartis und BASF
würde exklusives Wohnen ent-
stehen. Dies zeige der Umstand,
dass private Investoren, darunter
die CS und Versicherungen, die
Areale erworben hätten.

«Unsere Haltung ist klar: Wir
wollen mehr günstigen Wohn-
raum, und den wollen wir an
guter Lage», sagen die Jung
sozialisten. Da nützen auch die
Gegenargumente nichts, dass
momentan viele Genossen-
schaftswohnungen imEntstehen
sind. Beispielsweise im Lysbü-
chel, auf der Erlenmatt oder dem

ehemaligen Felix-Platter-Areal,
um nur einige zu nennen.

Nicht alle könnten es sich leis-
ten, Genossenschaftsanteile zu
kaufen, argumentieren die Juso-
Vertreter.Die Stadt sei spätestens
seit den vergangenen Abstim-
mungen zugunsten von günsti-
gemWohnraumverpflichtet, sol-
chen auch zu bauen.

Sammeln trotz Corona
Und es müsse Plätze geben, wo
laute Kultur noch möglich sei.
Doch wie verträgt sich das mit
Wohnen? Denn auchweniger gut
situierte Bewohner stören sich
an Lärm in ihrer Nähe,wenn sie
selber nicht an diesem beteiligt
sind. Dies lasse sich mit bau
lichenMassnahmen lösen.Daher
sei eine Neuüberbauung auch
eine Chance. «Es ist unglaublich
wertvoll, abseits vom Main-
stream noch Kultur zu haben.
Wir wollen diese Freiräume für
zukünftige Generationen erhal-
ten», sagt Philipp Schuler.

Jetzt werden sich die jungen
Leute ans Sammeln der 3000 be-
nötigten Unterschriftenmachen.
«Wenn unsmomentan nicht das
Coronavirus dazwischenkommt»,
sagt Russano.

Franziska Laur

Jungsozialisten kämpfenmit einer Volksinitiative um das Hafenareal
Politik Die Jungpartei verlangt auf Dauer Freiraum am Rhein, mehr Kulturmöglichkeiten und erschwinglichenWohnraum.

Solche Türme wollen die Jungsozialisten nur, wenn dort bezahlbare
Wohnungen entstehen. Visualisierung: © Nightnurse Images, Zürich
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Das Basler Parkplatzsterben
DieAnzahl öffentlicher Parkplätze in der Stadt sinkt weiter – dafür sollen Autofahrer auf Privatflächen und Parkhäuser ausweichen.

Andreas Schwald

Zwischen2017und2019sind in
Basel 478Parkplätzederblauen
Zone verschwunden. Dies geht
aus dem aktuellen Parkplatzka-
taster des Kantons Basel-Stadt
hervor. Dass es im Kantonsge-
biet sogar einmal viele weisse
Parkplätze gab, woman gebüh-
renfrei und unendlich lange auf
Allmendparkierenkonnte, geht
zwischenzeitlich imöffentlichen
Bewusstsein sogar praktisch
vergessen. Kein Wunder: Die
sind bis auf mickrige sechs im
Iselin-Quartier verschwunden
beziehungsweise gebühren-
pflichtig geworden.

DerParkplatz-Katasterwird
nur alle zwei Jahre publiziert
und dies seit 2015. Also gibt es
erst drei Verzeichnisse, diemit-
einander vergleichbar sind. Die
Daten spiegeln die Parkplatz-
politik der Regierung wieder:
ParkierenanderOberfläche soll
zunehmend indenUntergrund,
also teilweise neuzubauende
Quartierparkings, verlegt wer-
den. Die drei wichtigsten Er-
kenntnisse aus dem aktuellen
Kataster sind:

1. DieweisseZonestarb
innert vier Jahren

EinedrastischeFlurbereinigung
geschahbei denGratisparkplät-
zen. Deren Anzahl sackte von
2569 im Jahr 2015 auf sechs im
Jahr 2019. Die Aufhebung war
vor Jahren schon beschlossene
Sache. Die meisten weissen

Parkplätze wurden entweder in
blaue oder in bewirtschaftete
Parkflächen umgewandelt.

2.Nochdominiert die
blaueZone

EntsprechendnahmdieAnzahl
blauerParkplätze insgesamtnur
geringfügig ab: von 2017 bis

2019 um 478 Stück auf 20742
Parkplätze. Dies, nachdem die
Anzahl zwischen2015und2017
sogar von 19 137 auf 21 220
massgeblich zugenommen hat-
te – was letztlich allerdings nur
eineFolgedes rigorosenUmfär-
bens der weissen in die blaue
Zonewar.

3.Die Fläche fürAutosan
derOberflächeschwindet

Insgesamt zählt die Stadt Basel
zurzeit 27 374 Autoparkplätze.
Dies sind 124 weniger als 2017
und 567 weniger als 2015. Die
Tendenz ist alsoklar sinkend. Im
GegensatzdazuhabendieZwei-
radparkplätze zugenommen.

Waren es 2015 noch 15 210,
nahmdieAnzahl sprunghaft zu.
2017 wurden bereits deren
16478 ausgewiesen (+1268).
DanachbremstedasWachstum
etwas aus: 2019 wurden 340
Plätze mehr gezählt, was heute
insgesamt 16 818 Zweiradpark-
plätze in Basel ergibt.

Diese Reduktion an Autopark-
plätzen geschieht aber nicht
ohne Ersatz. So verwies das
Bau- undVerkehrsdepartement
von Regierungsrat Hans-Peter
Wessels (SP) amFreitagdarauf,
dass in den vergangenen zwei
Jahren 1200 Privatparkplätze
gebaut wurden – ein Vielfaches
mehr, als dass im öffentlichen
Raum abgebaut worden war.
Darin enthalten sind das Park-
haus der Firma Bell mit 640
Plätzen, die 280 Plätze bei
«Wohnen und Gewerbe» auf
der Erlenmatt.

TeurereParkkartenbringen
Autoswieder inParkhäuser
Erstmals hat derKanton zudem
versucht, die Auslastung aller
Privatparkplätzeder Stadt zuer-
heben – mittels Umfrage. Her-
ausgekommen ist, dass sich in
Baselweitere 18 902Parkplätze
auf Privatarealen befinden.De-
renLeerstandbeträgt imSchnitt
4,1 Prozent. Rund 3500 Park-
plätze stehenalso leer.Dies aber
vor allem in Quartieren, wo die
Nachfrage generell geringer ist.

Insgesamt hat in Basel im-
mer noch rund jeder zweite
Haushalt ein Auto. Um deren
Verteilung auf Parkhäuser wei-
ter zu forcieren, wurden unter
anderemdiePreise vonAnwoh-
ner- und Besucherparkkarten
verteuert. Mit Erfolg: Der Ver-
kauf der Anwohnerparkkarten
brach um 15 Prozent ein, derje-
nigederBesucherparkkartenso-
gar umdieHälfte.

ANZEIGE

Mit Spritze auf Chauffeur los
ZweiMänner aus der Basler Drogenszene imAlter von 32 und 37
Jahren verurteilt – der jüngere bedrohte einen Busfahrer der BVB.

Es war ein lauer Spätsommer-
abendkurzvor23Uhr imAugust
2019: Ein Busfahrer der Basler
Verkehrs-Betriebemachtebeim
Badischen Bahnhof in der Ro-
sentalstrasse mit offener Vor-
dertüre gerade eine Pause, als
einheute 32-jährigerMannher-
einstürmte und Geld von ihm
verlangte. In seiner rechten
Hand hielt er eine Spritze, ging
damitdemBuschauffeur anden
Hals und drohte mit «Säure».
Wenn er ihn stechen würde,
werde er «Aids» bekommen.

Der Busfahrer wehrte sich,
es gab einGerangel, dabei wur-
de er am linken Arm leicht ver-
letzt. Sein Mobiltelefon fiel zu
Boden, der 32-Jährige konnte
damit flüchten. Wie sich
schliesslichherausstellte,war es
eineSpritzeohneNadel, sie ent-
hielt indes Ammoniak.

Knapp eine Woche später
konnte man den 32-Jährigen
festnehmen, er sitzt seither in
Haft.AmFreitaggaber vordem
Basler Strafgericht denÜberfall
zu und betonte, die Sache tue
ihm leid.Noch an jenemAbend
verkaufte erdasgestohleneMo-
biltelefon auf der Gasse gegen
zweiGrammKokain.«Mir ist es
nichtumdasKokaingegangen»,
sagte er vor Gericht. Eine Rich-
terin fragte, warum er das Mo-

biltelefon auf der Flucht denn
nicht einfach weggeworfen
habe. «Ich habe an Drogen ge-
dacht und es halt grad wegbe-
kommen.Daswarwirklichalles
zufällig», erklärte er in ziemlich
verwaschener Sprache.

Er ist schonmehrfachwegen
Raubes vorbestraft, und auch
seine Problememit Kokain und
Heroin haben schon zu einer
stationären Massnahme ge-
führt: Sie wurde vor knapp
einem Jahr abgebrochen. Er ist
im Alter von drei Monaten aus
einem Waisenhaus adoptiert
wordenundschon in jungen Jah-
rennachmassivenSchulproble-
men imHeim gelandet.

Auch inderS-Bahnhatteer
schonÄrgergemacht
Staatsanwältin Lea Lanz beton-
te am Freitag, ein früheres Op-
fer des Mannes sei nach einem
Angriff auf einem Auge erblin-
det. Die drei Richter fällten am
Freitag einenSchuldspruchwe-
gen Raubes sowie weiterer De-
likte, er erhielt eine unbedingte
Freiheitsstrafe von24Monaten.
Davon hat er allerdings bereits
siebenMonate abgesessen.

Wenige Stunden vor dem
Überfall auf den Buschauffeur
hatte er in der S-Bahn von Lau-
fen nach Arlesheim Ärger ge-

macht: Zusammen mit einem
heute37-jährigenKumpel leerte
ernichtmehrganznüchtern zu-
erst denRotweinaufdenBoden
und machte Hitlergrüsse. Zu-
sammen provozierten sie einen
anderen Fahrgast, den sie aus
der Drogenszene kannten und
der als Punk nicht zu ihrer
rechtsextremen Gesinnung
passte: Sie nannten ihn
«Scheiss-Zecke». Es kam zur
Schlägerei, und als dem Mann
dasMobiltelefonaufdenBoden
fiel, stecktenesdiebeidenMän-
ner kurzerhand ein. Das war
keingeplanterRaub, befanddas
Strafgericht, fällte aber für bei-
de Männer Schuldsprüche we-
genKörperverletzungundDieb-
stahl.

Der 37-Jährige wurde als
Mittäter eingestuft undmuss für
acht Monate ins Gefängnis, ein
bedingter Strafvollzug lag we-
gen seiner Vorstrafen ebenfalls
nicht mehr drin. Auch er kam
schon mit elf Jahren ins Heim,
imAlter von 14 Jahren schlug er
einenLehrer zusammen. Inzwi-
schen bezieht er eine IV-Rente,
nach einigen Jahren im Kampf-
sport hat er seinen Körper rui-
niert. BeideMännerkönnendie
Urteile nochweiterziehen.

Patrick Rudin

So will es die Politik: Es gibt immer weniger öffentliche Parkplätze in der Stadt Basel. Bild: Nicole Nars-Zimmer (19.11.2018)

IKONEN &
WERTANLAGEN

Geschichte eines zeitlosen Accessoires
Sonderausstellung, 19. Oktober 2019 – 5. April 2020

Museum, Dienstag bis Sonntag von 10 bis 18 Uhr, im Dezember täglich

von 10 bis 18 Uhr | Ristorante La Sosta und Boutique, täglich von 9.30

bis 18 Uhr | Steinenvorstadt 1, CH-4051 Basel | www.swmb.museum
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Freitag, 27. März 2020

Urs Rist

Mit fünf gegen drei Stimmen
spricht sich die Petitionskom-
mission des Grossen Rats dafür
aus, die Petition gegen den Bau
des Parkings nochmals an den
Regierungsrat zu überweisen.
Dieser soll die Alternativen zu
den Parkingplänen bei der Aus-
arbeitung des Bebauungsplans
vertieft überprüfen.

Unter dem Tschudi-Park an
der Spitalstrasse in Basel ist ein
Parkhaus mit maximal 347 Plät-
zen auf drei Geschossen geplant,
um den Parkplatzbedarf des
Universitäts-Kinderspitals bei-
der Basel (UKBB) zu decken. Als
dieses Vorhaben im Herbst 2018
bekanntwurde, kam an einer In-
formationsveranstaltung Oppo-
sition und Protest auf, vor allem
von Lehrpersonen und Eltern
von Schülern des St.-Johann-
Schulhauses. Darauf lancierten
die Gegner des Parkings eine Pe-
tition.

3590 Unterschriften
Diese konnte nach kurzer Zeit
mit 3590 Unterschriften einge-
reichtwerden. Sie verlangt, dass
auf einen Bebauungsplan für ein
Parkhaus unter dem Tschudi-
Park verzichtetwird. DerTschu-
di-Park – oft spricht man auch
von der Tschudimatte – ist eine
rund 5000 Quadratmeter gros-
se Grün- und Spielfläche zwi-
schen der Spitalstrasse, der
Wilhelm-His-Strasse und der
Johanniterstrasse, unmittelbar
gegenüberdemUKBBund in un-
mittelbarerNähe des St.-Johann-
Schulhauses.

Die Petitionwurde vomGros-
sen Rat an den Regierungsrat
überwiesen, der in der Folge im
Dezember 2019 in seinemBericht
an die Petitionskommission den
Standort des Parkings begrün-
dete und mögliche Alternativen
untersuchte. Er kommt zum
Schluss, dass die Erstellung eines
Parkings unter dem Tschudi-
Park die einzige zweckdienliche

Variante darstellt, den Parkplatz-
bedarf des UKBB zu decken.Den-
noch beantragt die Kommission
jetzt, die Petition nochmals an
den Regierungsrat zu über
weisen.

Mehr ambulante Patienten
Das UKBB benötigt zum heuti-
gen Zeitpunkt rund 200 Park-
plätze, um die eruierten Bedürf-
nisse abdecken zu können, und
dies in unmittelbarer Nähe zum
Spitalgebäude, steht in der Stel-
lungnahme des Regierungsrats.
Anhand einer detaillierten Ana-
lyse im Jahr 2013 wurde ein Be-
darf von rund 170 Parkplätzen
ausgewiesen. Seither habe sich
der Bedarf auf etwa 200 Plätze
vermehrt, insbesondere auf-

grund der Zunahme von Besu-
chen ambulanter Patienten um
19 Prozent und der Mitarbeiten-
den um 17 Prozent.

Zwar wurde das Parkhaus
City, das im Bereich des Univer-
sitätsspitals liegt, 2018 durch die
Öffnung des fünften Unterge-
schosses um rund 200 Plätze
vergrössert, doch zeigte sich im
Dezember 2019, dass dieses
Parkhaus zwischen 9 und 17 Uhr
zu über 80 Prozent belegt ist.
Wenn das Universitätsspital das
ihm gehörende zusätzliche Ge-
schoss mit einer Schranke für
sich beanspruchte, käme es zu
einer Überlastung im öffentli-
chen Bereich.

Das UKBB hält das Parkhaus
City jedoch für eine suboptima-

le Lösung. Bis zumEmpfang des
UKBB müsse mit kranken Kin-
dern einWegvon 20Minuten zu-
rückgelegt werden. Auch seien
die Parkfelder dort zu schmal,
umHilfsmittel oder Kleinkinder
ein- und auszuladen. Ein Ver
bindungstunnel müsse so tief
unten realisiertwerden, dass ein
Anschluss zumUKBBnichtmög-
lich wäre.

Nicht nur fürs Kinderspital
Im Parkhaus unter demTschudi-
Park sollen maximal 229 Park-
plätze auf zwei Untergeschossen
dem USB dienen. Das dritte
Untergeschoss würde dem USB
und demQuartier zurVerfügung
gestellt. Sowohl für das UKBB
wie auch für das USB sei es auf-

grund ihrer regionalen und
überregionalenAusrichtungvon
Bedeutung, dass Patientinnen
und Patienten, Besucherinnen
und Besucher sowie Mitarbei-
tende in unmittelbarer Spitalnä-
he parkieren können, hält der
Regierungsrat fest.

Die Gesundheitsleistungen
fürNeugeborene, Kinder und Ju-
gendliche sollten zugänglich
bleiben. Zudem könne das Park-
haus die oberirdische Parkplatz-
situation im Quartier entspan-
nen und den Suchverkehr ver-
mindern. Während der Bauzeit
sei allerdings eine Belastung der
Nutzerinnen und Nutzer der
Schulhäuser nicht zu vermeiden,
räumt die Regierung ein. Für die
wegfallenden Flächen wie den
Pausenhof werde aber eine Er-
satzlösung angeboten.

Planungsverfahren steht aus
Das behördlicheAreal- undNut-
zungsplanungsverfahren für das
Parkingwurde bisher noch nicht
ausgelöst. Ursprünglichwarvor-
gesehen, 2019 einen Bebauungs-
plan vorzulegen. Dessen öffent-
licheAuflagewürde Einsprachen
ermöglichen, bevor der Grosse
Rat darüber entscheidet.

Die Petitionskommission an-
erkennt zwar die umfangreiche
Antwort des Regierungsrats. Sie
ist aber über dieweiteren Schrit-
te nicht einig.DieMinderheit hält
es wie die Regierung für richtig,
die Petition für erledigt zu erklä-
ren, da alle Varianten ausrei-
chend geprüftworden seien.Mit
der öffentlichen Planauflage
würden Einsprachemöglichkei-
ten für die Bevölkerung geboten
und der Grosse Rat könne über
den Bebauungsplan entscheiden.

DieMehrheit derKommission
erachtet jedoch die Stellungnah-
me der Regierung nicht in allen
Punkten für begründet. Kritisiert
werden die Einschätzungen zur
Erschliessung des Parkhauses
und zu den längerenWegen, die
nachAnsicht derRegierung nicht
zumutbar seien.

Alternativen zumParkhaus-Standort
sollen nochmals geprüft werden
St. Johann Trotz den Petitionsunterschriften will die Regierung am Parkhaus unter dem Tschudi-Park festhalten.
Doch die Kommission des Grossen Rats verlangt, dass die Regierung nach Alternativen sucht.

Unter dem Tschudi-Park ist ein dreistöckiges Parkhaus mit bis zu 347 Plätzen geplant. Foto: Roland Schmid

Die Befürwortenden des
Gateway Basel Nord setzen auf
ein unbegrenztes Konsum-
wachstum und wollen die
Container-Import-Menge
mindestens verdreifachen.
Dabei gehört die globale Schiff-
fahrt zu den klimaschädlichsten
Branchen weltweit. Mit der
massiven Erhöhung des Con-
tainerumschlags wächst auch
der Lastwagenverkehr ab Hafen
Kleinhüningen von heute gut
750 auf über tausend Fahrten
pro Tag (Quelle: Gateway Basel
Nord AG). Das Riesenterminal
schadet somit dem Klima- und
Alpenschutz.Wer den Klima-
schutz ernst nimmt, investiert
nicht 115 Millionen Franken
Steuergelder (plus noch mal so
viel an Bundessubventionen),

um noch mehr Güter um die
Welt zu transportieren.Wegen
der Corona-Krise überlegen
bereits verschiedene Firmen,
ihre Produktionsbetriebe nach
Europa zurückzuholen.

Das Areal, auf dem Gateway
und Hafenbecken gebaut
würden, ist im Inventar der
Trockenwiesen und -weiden
von nationaler Bedeutung
aufgeführt und somit nach
Bundesrecht geschützt. Es
beherbergt eine aussergewöhn-
liche Vielfalt, selbst für ein
Naturschutzgebiet. Es ist einer
der schweizweit wertvollsten
Trockenlebensräume. Daneben
geniesst auch das Gebiet der
Hafenbahn am Rhein auf
Kantonsebene Schutz.

Die Politik will den Hafen
vom Rheinufer verdrängen, um
dort lukrativere Büros und
Wohnungen zu bauen. Damit
verliert der Hafen die geeig-
netsten Flächen und soll ins
Landesinnere verschoben
werden. Dabei gibt es im
Klybeck auch ohne die
Hafenfläche genügend freie
Areale fürWohnüberbauungen.
Alleine auf dem ehemaligen
Chemieareal Klybeck Plus
wird Platz frei für 8000 bis
10’000 Einwohnende und etwa
10’000 Arbeitsplätze.

Es geht in der Diskussion um
das Gateway Basel Nord und
das Hafenbecken 3 nicht um
ein flächenmässigesWachstum,
sondern um die utopischen

Umsatzwachstumsträume der
Befürwortenden. Seit 2015
nimmt die Gesamtmenge des
Güterumschlags an den Rhein-
häfen kontinuierlich ab, und
auch der Containerumschlag
stagniert. Die Rheinhäfen
wachsen nicht. Die jetzigen
Kapazitäten sind auch nicht am
Anschlag. Die Prognosen zum
Wachstum im Containerver-
kehr sind gewagt: Die Branche
ist von sehr vielen Faktoren
abhängig – wie wirtschaftlicher
Gesamtentwicklung,Wasser-
stand des Rheins zwischen
Rotterdam und Basel und der
zukünftigen Ausrichtung
unserer Konsumgesellschaft.

Unter Berücksichtigung dieser
Faktoren machen ein riesiges

Containerterminal und ein neu
zu bauendes Hafenbecken im
Jahr 2020 keinen Sinn. Nach-
haltiger wäre es, die bestehen-
de Hafeninfrastruktur zu
modernisieren und die Rhein-
häfen mit intelligenten und
nachhaltigen Logistiklösungen
auf die Zukunft auszurichten.

Gateway Basel Nord schadet Klima, Natur und Schifffahrt
Das überdimensionierte Containerterminal Gateway Basel Nord ist mit dem Klimanotstand nicht vereinbar.

Oliver Bolliger
Basta!-Grossrat

Gastbeitrag

Tonja Zürcher
Basta!-GrossrätinDas Areal ist

von nationaler
Bedeutung und
nach Bundesrecht
geschützt.
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Michael Baumann

Die Automobilbranche wirft im-
mermehr reine Elektroautos auf
denMarkt.Einerseits sollen sodie
CO2-Ziele erreicht werden, an-
derseits liegen E-Fahrzeuge bei
den Kunden imTrend.Wenn nur
das Wiederaufladen der Batterie
nichtwäre,das deutlichmehrZeit
inAnspruch nimmt als ein Stopp
an der Zapfsäule. Ausserdem
steckt die Ladeinfrastruktur in
der Schweiz noch in den Kinder-
schuhen.Gerade dieserUmstand
hältvieleAutofahrervomUmstieg
auf die Elektromobilität ab: Wer
wederzu Hausenoch amArbeits-
platz eine Ladestation zurVerfü-
gung hat, zieht dem Elektroauto
also ein Fahrzeug mit Verbren-
nungsmotor vor.

Zürich baut Netzmit
30 Schnellladestationen
Wie gehen grosse Städte, wo
viele Bewohner ihr Auto in der
blauen Zone parkieren, mit die-
sen Herausforderungen um?
«In Zürich wird gerade ein Netz
von 30 Schnellladestationen
mit jeweils einem oder zwei
Standplätzen aufgebaut», erklärt
Marie Oswald, Medienspreche-
rin des Elektrizitätswerks Zürich
(EWZ). Fünf davon seien schon
in Betrieb, die restlichen Statio-
nen sollten bis Ende Jahr soweit
sein. Als Standorte stehen öf-
fentlich zugängliche Parkplätze
imVordergrund, nicht aber blaue
Zonen. «In diese Richtung ist in
Zürich nichts geplant.» Alter
nativ kann man E-Autos in Zü-
rich in privaten Parkhäusern,
bei Hotels oder Tankstellen mit
Strom versorgen. Das EWZ
unterstützt aber Eigentümer
beim Bau von Ladeeinrichtun-
gen mit Förderbeiträgen.

Basel setzt auf Pilotprojekte
in verschiedenenQuartieren
Etwas anders präsentiert sich die
Lage im Kanton Basel-Stadt, wo
Ende 2019 erst 422 Elektroautos
eingelöst waren, wie Dominik
Keller, stellvertretenderLeiterdes
Amts fürUmwelt undEnergie,auf
Anfrage sagt. Der Regierungsrat
gehe von einer kontinuierlichen
Zunahme aus und habe im Rah-
men eines Pilotprojekts seit April
2018 inverschiedenenQuartieren

elf Ladestationen in der blauen
Zone inBetrieb genommen.«Sie-
ben haben eine Leistung von
22 kW, drei leisten 50 kW, also
beschleunigtes Laden,zudembe-
findet sich eineSchnellladestation
(150 kW) mit zwei Plätzen beim
MuseumTinguely.»

Die Ladestationen in der
blauen Zone der Stadt Basel
werden alle gut genutzt. Ein
Ausbau drängt sich im Moment

aber laut Keller nicht auf. Viele
E-Fahrzeug-Besitzer verfügten
über eigene Garagen mit Lade-
möglichkeiten. «Das öffentliche
Angebot soll laufend an die
Nachfrage anpasst werden.
Denkbar ist ein Ausbau auf bis
zu 200 Ladestationen», ergänzt
er. Im Kanton Basel-Stadt för-
dert der Regierungsrat die Elek-
tromobilität dort,wo jemand auf
ein Fahrzeug angewiesen ist.
«Deshalb beschränken sich För-
derbeiträge auf Taxihalter,
Unternehmen, Sharing-Anbie-
ter. Private erhalten keine finan-
zielle Unterstützung.»

Bern betreibt ein öffentliches
Ladenetzmit 50 Stationen
In der Stadt Bern wird Haltern
von Elektroautos ohne eigene
Lademöglichkeit empfohlen, auf

öffentliche Ladepunkte zuzu-
greifen. Gerade an den Schnell-
ladestationen kann – je nach
Fahrzeug – eine beachtliche
Reichweite in kurzer Zeit nach-
geladen werden, wie Raphaël
Wyss, LeiterUnternehmenskom-
munikation von EnergieWasser
Bern, sagt. «Wir betreiben heute
in der Stadt Bern ein Ladenetz
mit insgesamt 50 öffentlichen
Ladepunkten an 21 Standorten.»
Davon seien 42 Ladepunkte an
17 Standorten mit Normallade-
stationen (11 bis 22 kW AC) und
acht Ladepunkte an vier Stand-
orten mit Schnellladestationen
(50 bis 150 kWDC) ausgestattet.
Vier Ladepunkte befinden sich
laut Wyss als Pilotprojekt in der
blauen Zone, die anderen in
öffentlich zugänglichen Park-
häusern oder -anlagen. Darüber

hinaus gebe es in Bern einige
andere Anbieter von einzelnen
Ladestationen, die auch öffent-
lich zugänglich sind.

«In Bern werden die 50 öf-
fentlich zugänglichen Lade-
punkte von EnergieWasser Bern
als Grundangebot betrachtet»,
erklärt Raphaël Wyss. Die Nut-
zungszahlen zeigten, dass es
momentan noch freie Kapazitä-
ten an den Ladestationen gebe.
ImHinblick auf die zu erwarten-
de Zunahme an Elektroautos
baue Energie Wasser Bern das
öffentliche Ladenetz in Bern
aber stetig und nachfrageorien-
tiert aus. Liegenschaftsbesitzer
werden zudem mit einem För-
derbeitrag zur Einrichtung von
privaten Ladestationen mit bis
zu 500 Franken aus dem Berner
Ökofonds unterstützt.

Elektromobil sucht Anschluss
Ladestationen Autofahrenmit Strom ist im Trend. Das Aufladen erledigt man am besten über Nacht an der eigenenWallbox.
Doch längst nicht alle haben diese Möglichkeit. Ein Blick in die grossen Schweizer Städte.

Die Ladeinfrastruktur in der Schweiz steckt noch in den Kinderschuhen. Die Firma Ionity will in Europa an 400 Orten Ladesäulen installieren. Foto: PD

Mietern bleibt der Goodwill

In Neubauten mit Sammelgaragen
werden heute in der Regel einige
oder alle Parkplätze mit Ladesta-
tionen bestückt. Denn in Zukunft
dürfte es schwierig werden,
Parkfelder ohne Stromanschluss
zu vermieten. Wer aber Mieter
einer Altbauwohnung oder eines
Hauses mit Parkplätzen ohne
Ladeinfrastruktur ist, hat vor dem
Kauf eines Elektroautos die
Situation mit dem Vermieter zu
klären. Laut dem Hauseigentümer-
verband Schweiz (HEV) ist es vom
Goodwill des Vermieters abhän-
gig, ob der Wunsch nach einer
Ladeeinrichtung erfüllt wird. Wenn
aber ein Vermieter damit einver-
standen sei, müsse geklärt werden,
wer die Installation veranlasse
und für deren Kosten aufkomme.
Vielfach sind Anpassungen
beim Anschluss an das öffentliche
Stromnetz nötig. Auch die Ver-
rechnung der Stromkosten gilt es
zu regeln: Bei durchschnittlich
1 bis 5 Franken Stromkosten pro
Vollladung und angenommenen
200 Ladungen im Jahr, rechnet
der HEV vor, kämen rasch 400
bis 800 Franken zusammen. Und
dieser Betrag sei nicht über den
Allgemeinstrom allen Mietern im
Mehrfamilienhaus zu verrechnen.

Der Mieterinnen- und Mieter-
verband Schweiz (MV) findet es
aus ökologischer Sicht sinnvoll,
wenn Vermieter Parkplätze mit
Ladestationen ausrüsten. Es
bestehe aber in einem laufenden
Mietverhältnis kein Recht darauf.
Wenn der Vermieter die Lade
station generell ablehnt, so darf
man sie gemäss Angaben des MV
auch nicht auf eigene Kosten
einbauen. Denn eine Veränderung
amMietobjekt sei nur mit schrift
licher Zustimmung des Vermieters
zulässig (Art. 260a OR). Falls der
Vermieter aber einverstanden sei,
dass ein Mieter auf eigene Kosten
eine Ladestation einbaue und
die schriftliche Zustimmung erteile,
dann stehe dem Anliegen nichts
imWeg. In diesem Fall sei für
das Ende der Mietdauer zu regeln,
ob der Mieter für den Mehrwert
entschädigt werde, die Lade
station wieder entfernen müsse
oder ob sie ins Eigentum des
Vermieters übergehe. (mbm)

ANZEIGE

InBasel halten
dieBehörden
einenAusbau auf
200Ladestationen
je nachNachfrage
für denkbar.

Honda Jazz 1.3 Trend 103 PS
Neuwagen in diversen Farben
Listenpreis CHF 19’350.–

Aktionspreis CHF 16’000.–
*Leasing CHF 199.–/Monat

Honda Jazz 1.3 Trend Aut. 103 PS
Neuwagen in diversen Farben
Listenpreis CHF 21’250.–

Aktionspreis CHF 18’000.–
*Leasing CHF 220.–/Monat

Honda Jazz 1.3 Comfort 103 PS
Neuwagen in diversen Farben
Listenpreis CHF 22’450.–

Aktionspreis CHF 19’000.–
*Leasing CHF 230.–/Monat

Honda Jazz 1.3 Elegance MT 103 PS
Tageszulassung 02.2019
Listenpreis CHF 25’150.–

Aktionspreis CHF 19’500.–
*Leasing CHF 250.–/Monat

Honda Jazz 1.5 Dynamic 130 PS
Neuwagen in diversen Farben
Listenpreis CHF 25’150.–

Aktionspreis CHF 21’000.–
*Leasing CHF 260.–/Monat

Honda Jazz 1.5 Dyn. Aut. 130 PS
Neuwagen in diversen Farben
Listenpreis CHF 26’400.–

Aktionspreis CHF 23’000.–
*Leasing CHF 199.–/Monat

Wir halten die Vorschriften des Bundesamt für Gesundheit ein, um Ihre und unsere Gesundheit nicht zu gefährden. Sie suchen unter www.garageschmid.ch
ein Fahrzeug aus, das Sie interessiert, und setzen sich mit uns in Verbindung unter (Tel. 061 717 95 00 oder per mail info@garageschmid.ch). Wir beraten
Sie per Tel. oder beantworten Ihre Fragen per mail. Für eine Probefahrt stellen wir Ihnen das gewünschte Fahrzeug auf den Platz, und Sie können den
Schlüssel dem Schlüsseltresor entnehmen und die Probefahrt geniessen. Alles Weitere organisieren wir für Sie und liefern Ihnen das Fahrzeug kostenlos
nach Hause. Ein Eintausch Ihres Fahrzeuges ist möglich.

JETZT VON DEN SUPERANGEBOTEN
DER GARAGE B. SCHMID AG PROFITIEREN

GARAGE SCHMID
Sternenhofstrasse 13, 4153 Reinach, T 061717 95 00, garageschmid.ch

* Leasing: 36 Monate, 1. Rate 20%,
15’000km/Jahr, Zins 4.9%
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Coronavirus in
der Region

Erneut keine Neuinfektionen mit
dem Coronavirus in Baselland

Im Kanton Baselland ist auch am
Donnerstag keine weitere
Neuinfektion mit dem Corona­
virus registriert worden. Damit
verharrte die Zahl der bislang
registrierten Infizierten bei 837.

Eine Coronavirus-Neuinfektion
in Basel-Stadt

Im Kanton Basel-Stadt ist eine
weitere Neuinfektion mit dem
Coronavirus registriert worden.
Damit steigt die Zahl der positiv
Getesteten auf 971, wie das
Gesundheitsdepartement am
Donnerstag mitteilte.

Künstler sind nicht unterwegs –
keine Baloise Session

Wie die Veranstalter der Baloise
Session melden, wird es heuer
nicht möglich sein, internationale
Künstler in «intimer Clubatmo­
sphäre» zu präsentieren: «Die
Künstler sind Corona-bedingt
nicht auf Tournee und geben auch
für einzelne Auftritte in Basel
keine verbindlichen Zusagen».

Hohe Genauigkeit von
Roche-Antikörpertests

Der Pharmakonzern Roche will
nach einer erfolgreichen Überprü­
fung durch die Public Health
England seine Antikörpertests in
Grossbritannien verkaufen. Der
Test weise eine Genauigkeit von
100 Prozent auf. Man sei nun mit
der Regierung in Gesprächen
über die Markteinführung.

Keine Gutscheine
für Velofahrer
Basel Reparatur-Gutscheine im
Wert von 100 Franken für jeden
Besitzer eines kaputten Velos:
Mit dieser Forderung ist Jérôme
Thiriet an die Basler Regierung
gelangt. Der Grünen-Grossrat
wollte damit erreichen, dass so-
genannte «Velomuffel» ihre ka-
putten und ungenutzten Fahrrä-
der von Velomechanikern auf
Vordermann bringen lassen.Thi-
riet wollte die Leute in Corona-
Zeiten dazu motivieren, ver-
mehrt das Velo statt Auto und
Tram zu benutzen. Bau- undVer-
kehrsdirektor Hans-Peter Wes-
selswollte von dieser Subvention
nichtswissen.DerKanton Basel-
Stadt, so Wessels am Mittwoch
vor demGrossen Rat, fördere das
Velofahren in der Stadt seit vie-
len Jahren. Er glaube nicht, dass
«die vorgeschlagene Pauschale
nach dem Giesskannenprinzip
einen Einfluss auf das Mobili-
tätsverhalten» habe. (red)

Engelberger ist neuer
Präsident der GDK
Bern Der 45-jährige Basler Ge
sundheitsdirektor Lukas Engel-
berger (CVP) ist neuer Präsident
der Gesundheitsdirektorenkon-
ferenz. Erwurde von der Plenar-
versammlung zum Nachfolger
der St. Gallerin Heidi Hansel-
mann (SP) gewählt. Er wolle als
Präsident zurWeiterentwicklung
des Schweizer Gesundheitswe-
sens beitragen,wird Engelberger
in derMitteilung zitiert. Undwei-
ter: «(...) Wir müssen die inter-
kantonale Zusammenarbeitwei-
ter intensivieren.» (sda)

Nachrichten

Martin Regenass

Das Bau- und Verkehrsdeparte-
ment (BVD) kann die Hardstras-
se zwischen der St.-Alban-Anla-
ge und demKarl-Barth-Platz auf
einer Länge von rund einem Ki-
lometer sanieren.DerGrosse Rat
sprach für die Erneuerung der
Gleise, der unterirdischen Was-
ser-, Strom- und Gasleitungen
sowie fürVerbesserungen an den
Tramhaltestellen einen Kredit in
Höhe von 18,03 Millionen Fran-
ken. Dass die Strasse nach
50 Jahren einer Renovation be-
darf, darüber herrschte im Par-
lament grosse Einigkeit.

Umstritten waren hingegen
einzelne Punkte, welche die das
Geschäft vorberatende Umwelt-,
Verkehrs- und Energiekommis-
sion beraten hatte. Dort forder-
te eine rot-grüne und von der
CVP unterstützte Mehrheit eine
Temposenkung auf der Hard-
strasse von heute 50 auf künftig
30 Kilometer pro Stunde. Eben-
so gab sich dieses Bündnis mit
einerReduktion derAnzahl Park-
plätze von heute 141 auf 91 nicht
zufrieden. Es verlangte im Be-
reich zwischen der Sevogel- und
der Grellingerstrasse einen wei-
terenAbbau von 20 Parkplätzen.
Dies,weil die Strassenbreite zwi-
schen den parkierten Autos und
den Tramschienen lediglich
1,6 Meter betrage und damit die
Sicherheit für Velofahrer wegen
sich öffnenderTüren infrage ge-
stelltwäre. Da es sich bei diesem

Abschnitt der Hardstrasse um
das eigentliche «Zentrum» des
Quartiers handle, würde dieser
Verzicht auf die Parkplätze ge-
mäss der rot-grünen Mehrheit
die Situation neben denVelofah-
rern auch für die Fussgänger und
für die sich dort aufhaltenden
Quartierbewohner verbessern.

SP-Fraktion gegenWessels
BVD-Vorsteher und SP-Regie-
rungsrat Hans-Peter Wessels
wehrte sich während der Bera-
tung gegen beide Vorhaben und
stellte sich somit gegen die Inte-
ressen seiner eigenen Partei. «Sie
können sich heute schon für
Tempo 30 entscheiden. Ob die
Verwaltung diese Forderung

dann wirklich umsetzen kann,
werden wohl Gerichte klären
müssen», sagteWessels.

Er sprach so die bundesweite
Praxis an, dass auf Haupt- und
Sammelverkehrsstrassenwie der
bereits gerichtlich verhandelten
Sevogelstrasse Tempo 30 nur in
Spezialfällen bewilligtwerde, und
dies erst nach langen Gerichts-
verfahren. Wessels: «Wenn sich
die Rechtslage in den nächsten
Jahren nicht ändert, werden die
Gerichte Tempo 30 auf derHard-
strasse nicht erlauben.»

Seine Meinung unterstrich
Basta-Grossrat und Tramführer
Beat Leuthardt mit dem Argu-
ment von stets mehr und mehr
verlangsamter Trams. Dafür sei
das BVD schon heute mit Mass-
nahmenwie derBeseitigung von
Tram-Eigentrassees und «tram-
feindlich» eingestellten Licht
signalanlagen verantwortlich.
«Tempo 30 ist für uns ätzend,
weil es die Fahrt noch mehr als
sonst verlangsamt», sagte Leut-
hardt. Diese Argumente sowie
diejenigen der bürgerlichen Geg-

ner von Tempo 30 schienen die
drei Grossräte der GLP zu über-
zeugen.

Sie stimmten auch gegen den
weiterenAbbauvon 20 Parkplät-
zen und verhalfen dem bürger-
lichen Block in diesen beiden
Fragen zu einemknappen Erfolg.

Plus neun Bäume
Mit dem bewilligten Abbau der
50 Parkplätze sollen die knap-
pen Platzverhältnisse für dieVe-
lofahrer verbessert werden. Die
drei TramhaltestellenHardstras-

se, Sevogelplatz und Grellinger-
strasse wird das BVD behinder-
tengerecht und velofreundlich
umgestalten. Zudem sollen die
Stationen für beide Fahrtrich-
tungen künftig parallel zueinan-
der angeordnet werden. Heute
liegen sie versetzt zueinander.
Die parallele Anordnung soll die
mit den hohen Haltekanten ver-
bundene «Querungsbarriere»
verkürzen. Neben einem neuen
Strassenbelag sollen neun zu-
sätzlich gepflanzte Bäume die
Lebensqualität in derHardstras-

se erhöhen. Nach den Bauarbei-
tenwerden insgesamt 22 Bäume
den Strassenrand säumen. Die
unversiegelte Fläche, also bei-
spielsweise Blumenbeete, soll
von 80 auf 93 Quadratmeter er-
höht werden. Der rot-grünen
Kommissionsmehrheit war bei-
des zu wenig.

Das Parlament folgte mit
seinen letztlich knappen Ent-
scheiden zu den Parkplätzen und
Tempo 30 den Sanierungsplänen
des BVD und von dessenVorste-
her, Hans-PeterWessels.

Wessels gegen Parkplatzabbau und Tempo 30
Links-Grün verliert Der Grosse Rat bewilligt 18,03 Millionen Franken für die Sanierung der Hardstrasse. Eine rot-grüne Forderung
nach einem zusätzlichen Parkplatzabbau sowie Tempo 30 auf der Hauptverkehrsachse lehnt das Parlament hingegen ab.

Soll weiterhin mit 50 Kilometern pro Stunde durch die Hardstrasse fahren dürfen: Ein Mercedes vor dem Karl-Barth-Platz. Foto: Christian Jaeggi

Corona prägte die erste Sitzung
des Allschwiler Einwohnerrats
nach dem Lockdown nicht nur
bezüglich des äusseren Rah-
mens, sondern auch inhaltlich.
Von ihren Einzeltischen aus, die
sich in der um den Gymnastik-
raum erweitertenAula verteilten,
debattierten die Gemeindepar-
lamentarier über dieAuswirkun-
gen der Corona-Krise.

Der Gemeinderat sei zur Er-
kenntnis gelangt, es sei wichtig,
dass die Gemeinde ein eigenes
Hilfspaket schnüre, hielt Ge-
meindepräsidentinNicole Nüss-
li fest. Ein paarMassnahmen hat
der Gemeinderat bereits in eige-
ner Kompetenz beschlossen.
Dazu gehört die Senkung des
Verzugszinses von sechs auf null

Prozent für alle Steuerzahler. Die
daraus entstehende Ertrags
einbusse schätzt Nüssli auf rund
eine halbe Million Franken.

Auch Kritik an Hilfspaket
Das demEinwohnerrat vorgeleg-
te Hilfspaket im Umfang von
maximal einer halben Million
Franken besteht aus drei Teilen.

300000 Franken sind für
Allschwiler Unternehmen und
Selbstständigerwerbende be-
stimmt. Je 100000 Franken sind
für die Bevölkerung und für Fa-
milien vorgesehen. Die Hilfe für
das Gewerbe läuft über die Platt-
form «s’Baselbiet schaffts» der
Wirtschaftskammer.Vertreter der
Gemeinde, des lokalen Gewerbe-
vereins und derWirtschaftskam-

mer sollen darüber entscheiden,
wie das Geld verwendet wird.
Einen Verteilerschlüssel gibt es
noch nicht.

«Solche Aussagen wollen wir
nicht hören», kritisierte Henry
Vogt (SVP).DieAktion sei lobens-
wert, aber etwas dünn dokumen-
tiert. RomanHintermeister (FDP)
und Béatrice Stierli (CVP) hoben
als positiv hervor, dass das Geld
nicht nach dem Giesskannen-
prinzip verteilt werden soll. Zu-
frieden äusserte sich Niklaus
Morat (SP): Das Paket präsentie-
re sich «ungefähr so,wiewir uns
das vorgestellt haben».

Als Einziger sprach sich der
Grünliberale Matthias Häuptli
gegen das Hilfspaket aus. Er ver-
stehe, dass der Gemeinderat an-
gesichts der grossen Krise etwas
tun wolle. Man müsse aber das
Richtige machen, sagte Häuptli
und verwies auf die bereits lau-
fendeHilfe durch Bund undKan-
ton.Mit solchenUnterstützungen
werde eine Erwartungshaltung
geschürt, dass der Staat alles
übernehmen solle. «Wo bleibt da
das unternehmerische Risiko?»
Das gehe in Richtung «Vollkasko-
Mentalität», sagte Häuptli.

Das sei über die akute Krise hi-
naus nicht die Absicht, betonte
GemeindepräsidentinNüssli.Mit
grossem Mehr gegen eine Nein-
stimme genehmigte das Parla-
ment schliesslich das Hilfspaket.

Das Gewerbe am Dorfplatz
sieht sich aber nicht nurmit Co-
rona konfrontiert. Mitten im

Sommer, wenn das Tram in der
Intensivphase der Sanierung der
Baslerstrasse nicht fährt, soll im
Dorfkern ein Teil der maroden
Gleise saniert werden.

Das macht hauptsächlich der
Gastronomie Sorgen.Dies veran
lasste Pascale Uccella (AVP), sich
mit einer dringlichen Inter
pellation an den Gemeinderat zu
wenden.

Verkürzte Gleissanierung
Die Leute hätten Existenzängs-
te, sagten Uccella und die CVP-
Vertreterin Claudia Sigel. Ja,
wegen Corona gebe es Notkredi-
te, dochwie sollen diese zurück-
bezahlt werden?

Es soll geprüftwerden, ob die
Unternehmen aus dem Corona-
Hilfspaket unterstützt werden
könnten für die dreiWochen, die
sie nochmals leiden müssten,
sagte Béatrice Stierli.

Der Gemeinderat habe beim
Kantonnachgefragt, als ervonder
Problematik gehört habe, hielt
GemeindepräsidentinNüssli fest.
Immerhin habe man erreichen
können, dass die Arbeiten drei
statt vierWochen dauern sollen.

Es sei nicht der ganze Dorf-
platz betroffen, sagte Gemeinde-
rat Christoph Morat. Es gehe um
denAbschnitt zwischen Einmün-
dung Hegenheimerstrasse und
Baslerstrasse 32/33. Die Zufahrt
zu den betroffenen Liegenschaf-
ten sei jederzeit gewährleistet.

Regula Vogt

So hilft Allschwil den Corona-Opfern
Lokalparlament Der Einwohnerrat bewilligt 500000 Franken für die Unterstützung von
Betroffenen der Corona-Krise. Doch die Gastronomie plagt bereits das nächste Problem.

Wegen der Sanierung des Tramgleises kann die «Jägerstube» nach
der Corona-Krise nicht von ihrer Terrasse profitieren. Foto: Nicole Pont
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Video- und Audiobeiträge 
 
 

  «Wer ein Auto hat, sollte auch einen Parkplatz bezahlen können» 
 (Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 21.03.2018, 5:37 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/8f5bf672-7237-47e6-ac4d-

7350acf31a90/media=faa0724a-c224-4b18-9122-217f33e80156 
 

 ‹Initiative für günstigere Parkplätze› 
(Telebasel News, 18.02.2019, 2:50 min) 

 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/8f5bf672-7237-47e6-ac4d-
7350acf31a90/media=6ac47546-3897-4420-a17c-1f09908da5cc  

 

 ‹Geplante Parkplätze sorgen für Ärger› 
(Telebasel News, 21.05.2019, 2:43 min) 

 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/8f5bf672-7237-47e6-ac4d-
7350acf31a90/media=dd28b3eb-c499-425a-8ccb-e8123c4b9e01  

 

 ‹Gewerbeverband BS will weniger Stau und mehr Parkplätze› 
(Telebasel News, 07.01.2020, 2:24 min) 

 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/8f5bf672-7237-47e6-ac4d-
7350acf31a90/media=16d94f4e-b749-4a2c-a29e-2ce8afa486ae   

 

  ‹Heisse Phase im Abstimmungskampf beginnt› 
Streitgespräch zwischen Lisa Mathys, SP Basel-Stadt, und Marcel Schweizer,  
Präsident Gewerbeverband Basel-Stadt 
(Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 24.01.2020, 17:13 min) 

 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/8f5bf672-7237-47e6-ac4d-
7350acf31a90/media=d72df421-1a84-44b8-b4d5-c6d606452e5c  

 

 ‹Abfuhr für die zwei Verkehrsinitiativen› 
(Telebasel News, 09.02.2020, 2:21 min) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/8f5bf672-7237-47e6-ac4d-
7350acf31a90/media=7e251794-8e22-4bfd-9414-7556e96e7199   
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